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— Drucksache V/1545 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Huys und Dr. Meinecke 


Am 15. März 1967 hat eine interfraktionelle | 
Gruppe von Mitgliedern des Deutschen Bundestages ' 
den Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen zur 
Förderung des deutschen Films eingebracht, um da- 
mit der seit geraumer Zeit schwelenden Filmkrise 
abzuhelfen. Mit diesem Problem hatte sich schon der 
Deutsche Bundestag in seiner 4. Wahlperiode be- 
schäftigt, ohne damals jedoch zur Verabschiedung 
eines Gesetzes zu gelangen. 

Die jährlichen Besucherzahlen der Filmtheater | 
sinken seit 1957. Außer geänderten Freizeitgewohn- j 
helfen weiter Bevölkorungsschichten dürften die 
Hauptursachen für diesen Trend in dem starken An- 
wachsen der Fernsehzulassungen, in einem spürba- 
ren Qualitätsverfall der Spielfilmproduktion und 
nicht zuletzt auch in der mitunter mangelhaften 
Ausstattung der Filmtheater in Technik und Kom- 
fort liegen. Zur Lage der Filmwirtschaft insgesamt 
kann auf die Feststellungen im Bericht der Kommis- 
sion zur Untersuchung der Wettbewerbsgleichheit i 
von Presse, Funk/Fernsehen und Film — ■ Druck- | 
Sache V/2120 — Bezug genommen werden. j 

Dennoch ist unbestritten, daß in der Öffentlichkeit i 

I 

ein starkes Bedürfnis nach Filmen besteht. Nach wie 
vor zieht der Film sowohl als Kunstwerk als auch 
in seiner rein unterhaltenden Gattung weite Kreise, 
insbesondere aber die junge Generation, an. Schließ- 
lich dient der Film auch der Selbstdarstellung eines 
Volks und seiner nationalen Repräsentanz im Aus- 
land. Das begründet hinreichend ein öffentliches 
Interesse am Film. Was Not tut, sind Bemühungen, 
um den Bestand und die Zukunft der deutschen 
Filmwirtschaft zu sichern. Es wäre nicht zu verant- 
worten und mit Artikel 5 des Grundgesetzes unver- 
einbar, wenn eine lange und bedeutende Tradition 
des deutschen Films zugrunde ginge, weil die ihn j 
heute und in Zukunft tragenden Kräfte sich aus j 
ihrer mißlichen wirtschaftlichen Lage ohne Staat- | 


liehe Impulse nicht mehr zu befreien vermögen. Daß 
die Hoffnung auf eine Erneuerung berechtigt ist, zei- 
gen die beachtlichen Erfolge der jüngeren deutschen 
Filmschaffenden, die sie in den letzten beiden 
Jahren auf internationalen Festspielen erzielt haben. 

Die wirtschaftliche und kulturpolitische Bedeu- 
tung des Films wird in anderen Ländern seit langem 
anerkannt. Umfangreiche Maßnahmen zur Filmför- 
derung gibt es in Frankreich, Großbritannien und 
Italien, um nur die wichtigsten europäischen Länder 
zu nennen. Außer den Vereinigten Staaten ist un- 
ter den bedeutenden Industrieländern der Welt nur 
die Bundesrepublik Deutschland bisher ohne umfas- 
sende staatliche Filmförderungsmaßnahmen geblie- 
ben; wenngleich anerkannt werden muß, daß ohne 
die vom Bundesminister des Innern gestifteten Bun- 
desfilmpreise oder ohne das Kuratorium „Junger 
Deutscher Film" die erwähnten Aussichten auf eine 
Besserung der Lage wohl kaum möglich geworden 
wären. 

Die Antragsteller haben bei ihren Vorarbeiten 
die föderative Struktur der Bundesrepublik Deutsch- 
land beachtet. Daraus ergab sich zwangsläufig, daß 
das Filmförderungsgesetz als ein Wirtschaftsgesetz 
konzipiert werden mußte. Andererseits ist der Film 
keine normale Konsumware. Das Wirtschaftsgut 
Film ist untrennbar verbunden mit den darin ver- 
körperten kulturellen Aspekten. Da aber Phantasie 
oder künstlerisches Talent nicht gesetzlich dekre- 
tiert werden könnten, sind die Antragsteller, abge- 
sehen von den erwähnten verfassungsrechtlichen 
Bedenken, von dem Gedanken ausgegangen, daß 
es vordringlich sei, die Filmwirtschaft wieder auf 
eine gesunde ökonomische Basis zu stellen. Denn 
Voraussetzung für die Produktion guter Unterhal- 
tungsfilme, erst recht aber künstlerisch anspruchs- 
voller Filme, ist eine stabile Filmwirtschaft, die 
nicht fortwährend von finanziellen Zusammenbrü- 
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chen einzelner Produzenten oder Verleihunterneh- | 
men bedroht ist. Nur wenn sie in der Lage ist, auf j 
einer nicht zu schmalen Produktionsbasis wenig- 
stens im Durchschnitt kostendeckende Einnahmen 
zu erzielen, kann man hoffen, wie es auch Erfah- 
rungen aus dem Ausland bestätigen, daß nicht nur 
Konfektionsware, sondern auch Filme mit künstle- i 
rischem Anspruch produziert werden. 

Hinsichtlich der Mittelaufbringung folgten die An- 
tragsteller dem Rat, den die Bundesregierung in 
ihrem Bericht über die Situation der deutschen Film- 
wirtschaft vom 25. April 1962 — Drucksache IV/366 
— gegeben hatte, als sie gesetzlich geregelte Selbst- 
hilfemaßnahmen vorschlug. Schon bevor sie ihren 
Entwurf dem Bundestag vorlegten, hatten die An- 
tragsteller geprüft, ob dessen Grundgedanken Aus- 
sicht hätten, in der Praxis zu bestehen. Dabei hatte 
sich gezeigt, daß alle beteiligten Sparten der Film- 
wirtschaft bereit waren, zu Selbsthilfemaßnahmen 
ihre Zustimmung zu geben. 

Der Deutsche Bundestag hat den Entwurf in seiner 
103. Sitzung vom 14. April 1967 in erster Lesung 
behandelt und ihn zur federführenden Beratung an 
den Ausschuß für Wissenschaft, Kulturpolitik und 
Publizistik und zur Mitberatung an den Ausschuß für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen sowie gemäß § 96 
GO an den Haushaltsausschuß überwiesen. 

Das Verfahren bei der Beratung im federführen- 
den Wissenschaftsausschuß war daraus ausgerichtet, 
zunächst festzustellen, wie die beteiligten Wirt- 
schaftskreise, die es später betreffen würde, sich 
dazu äußern. Das ist in einer öffentlichen Informa- 
tionssitzung am 11. Mai 1967 geschehen. Damals sind 
20 Gutachter zu Wort gekommen. Ihre Auswahl 
wurde so getroffen, daß Vertreter aller Kreise, die 
aufgrund ihrer Sachkunde Entscheidendes zur Ge- 
samtthematik auszusagen hatten. Gehör fanden. Das 
Protokoll dieser Sitzung ist veröffentlicht worden. 
Dabei stellte sich heraus, daß sich alle Beteiligten 
zu den Zielen, den Prinzipien und den wesentlichen 
Grundzügen der Methoden der beabsichtigten För- 
derungsmaßnahmen bekannt haben. Die Tatsache 
dieser prinzipiellen Zustimmung ist hier ausdrück- 
lich festzustellen, weil seither hier und dort der 
Versuch unternommen wurde, in der Öffentlichkeit 
einen anderen Eindruck zu erwecken. 

Der federführende Ausschuß hat danach den Ent- 
wurf selbst beraten. Dabei wurden sämtliche Mei- 
nungen und Vorschläge überprüft, die auf der öffent- 
lichen Informationssitzung vorgetragen worden 
waren, und vieles davon in den Gesetzestext über- 
nommen. Der Ausschuß hat sodann eine interfraktio- 
nelle Arbeitsgruppe beauftragt, den Entwurf zu j 
überarbeiten und ihr dazu eine Reihe von Beschlüs- 
sen zu bestimmten Textänderungen sowie einige 
grundlegende Richtlinien an die Hand gegeben. Die 
Arbeitsgruppe hat ihren Auftrag während der Som- 
merpause erledigt. Ihre Ausarbeitung wurde vom 
Wissenschaftsausschuß überprüft. Die daraufhin her- 
gestellte Neufassung wurde den mitberatenden Aus- 
schüssen zugeleitet. Angemerkt sei, daß der Entwurf 
dem Redaktionsstab des Deutschen Bundestages 
Vorgelegen hat und auch auf seine Rechtsförmlich- 
keit geprüft worden ist, wobei auf erbetene Formu- 


lierungshilfe der zuständigen Bundesministerien zu- 
rückgegriffen werden konnte. 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen hat in seiner 68. Sitzung vom 9. November 
1967 der Neufassung einstimmig ohne weitere Än- 
derungen zugestimmt. Der Haushaltsausschuß hat 
am 16. November 1967 in seiner 87. Sitzung ein- 
stimmig beschlossen, keine Einwendungen nach § 96 
GO zu erheben. Der federführende Wissenschafts- 
ausschuß hat in seiner 48. Sitzung vom 16. Novem- 
ber 1967 den Entwurf abschließend beraten und ihn 
einstimmig gebilligt. 

Die Neufassung folgt der Systematik des Entwurfs 
und erhält im wesentlichen auch die gleichen Grund- 
gedanken: Das öffentliche Interesse am Fortbestand 
des deutschen Films gebietet eine Förderung der 
Film Wirtschaft als Ganzes; die Förderung soll in den 
gesetzlich geordneten Bahnen einer Selbsthilfe- 
aktion vor sich gehen; Haushaltsmittel werden nicht 
in Anspruch genommen. Die Grundzüge des Ver- 
fahrens sind; 

— Die erforderlichen Mittel werden nach Art einer 
Ausgleichsabgabe von den Filmtheaterbesitzern 
erhoben, die Verleiher und Produzenten betei- 
ligen sich daran durch eine entsprechende Minde- 
rung ihres Anteils an den Theatererlösen. 

— Die Förderungsmittel werden an Produzenten 
und Theaterbesitzer unmittelbar vergeben, in- 
direkt wird aber auch der Verleih berücksichtigt. 
Das volle Unternehmerrisiko bleibt erhalten, 
wenn auch in reduzierter Höhe. Die vorgesehene 
bessere Kapitalsausstattung der Produktion soll 
es in Zukunft erleichtern, die für Kreditaufnah- 
men unabdingbaren Sicherheiten zu stellen. 

— Die Verwaltung wird einer zu gründenden Film- 
förderungsanstalt übertragen, die durch ihre Auf- 
gabenstellung zu einer repräsentativen Spitze 
des deutschen Films werden kann. 

— Erstmalig wird eine institutionalisierte Zusam- 
menarbeit mit den Rundfunkanstalten angebahnt, 
die zu einer für die Filmhersteller günstigeren 
Verwertung der Fernsehnutzungsrechte führen 
kann, aber darüber hinaus auch eine Entspan- 
nung in den wirtschaftlichen Beziehungen zwi- 
schen den beiden Massenmedien zur Folge haben 
dürfte. 

— Besondere Förderungsmittel sind für die Ver- 
breitung des deutschen Films im Ausland vor- 
gesehen. 

— - Die Verabschiedung des Gesetzes wird eine bes- 
sere Ausgangsbasis für die bevorstehenden Ver- 
handlungen in der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft über eine Harmonisierung der ver- 
schiedenen nationalen Hilfssysteme bieten. 

Das Gesetz ist als Zeitgesetz konzipiert. Die ein- 
zelnen Paragraphen des Gesetzes definieren zu- 
nächst die Filmförderungsanstalt sowie ihre Aufga- 
ben und Organe. Es folgen sodann die Anspruchs- 
voraussetzungen und Verwendungsbestimmungen 
der Förderungshilfen für die Herstellung programm- 
füllender und nicht programmfüllender Filme sowie 
für Filmtheaterbesitzer. Den Abschluß bilden Einzel- 
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l)estimmungen über die mit der Mittelaufbringung i 
zusammenhängenden Regelungen, die Haushalts- ! 
führung der Anstalt, die Rechtsaufsicht, die Berlin- ' 
Klausel sowie über das Tn- und Außerkrafttreten. 

Zu § 1 : 

Die Bestimmung ordnet zur wirtschaftlichen För- ' 
derung des deutschen Films die Errichtung einer | 
bundesunmittelbaren rechtsfähigen Anstalt des öf- ! 
fentlichen Rechts mit dem Namen „Filmförderungs- i 
anstalt" an. 

ln Absatz 2 empfiehlt der Ausschuß, die Anstalt in 
Berlin zu errichten. 

i 

Zu § 2 ! 

In den ersten drei Absätzen der Vorschrift wer- ; 
den, von redaktionellen Änderungen abgesehen, un- j 
verändert die Aufgaben der Anstalf programmatisch j 
Umrissen, sodann die Förderungshilfen für diese | 
Zwecke erwähnt und schließlich der Erwerb und j 
die Verwertung der Fernsehnutzungsrechte der Re- : 
ferenzfilme geregelt. Der letzte Absatz ordnet zwin- | 
gend die sparsame Verwendung der Förderungs- | 
hilfen an. Im einzelnen ist auf folgendes hinzuwei- j 
sen: I 

I 

Zu Absatz 1 I 

Der Ausschuß empfiehlt, die verschiedenen Auf- j 
gaben der Anstalt jeweils in getrennten Nummern 1 
aufzuführen und schlägt deshalb die Einfügung der I 
Nr. 2 a und 3 a vor. Nach Nr. 4 gehört es zu den | 
Aufgaben der Anstalt, im Rahmen ihrer Möglich- i 
keiten nichts unversucht zu lassen, um den Film- j 
theaterbesuch zu verbessern. Dabei ist jedoch nicht ! 
an die Werbung für bestimmte Filme gedacht, son- 
dern an allgemeine Maßnahmen, die geeignet sind, 
den Kinobesuch wieder attraktiver werden zu las- 
sen. Dem zahlenmäßigen Rückgang der Filmexport- 
erlöse soll durch verstärkte Information auslän- 
discher Interessenten einschließlich der Presse und 
durch andere geeignete Maßnahmen begegnet wer- 
den, die das Interesse des ausländischen Filmpubli- 
kums an deutschen Filmen weckt oder wieder be- I 
lebt. 

Zu Absatz 3 

Der Ausschuß schlägt eine Neufassung vor, die 
der Klarstellung des Gemeinten dient. ' 

Absatz 5 wurde als selbstverständlich gestrichen. | 

I 

Zu § 3 ! 

i 

§ 3 benennt die Organe der Anstalt. 

Zu § 4 

§ 4 regelt Rechte und Pflichten des Vorstands. 
Die den Vorstandsmitgliedern auferlegten Beschrän- 
kungen bei einer Betätigung außerhalb der Ge- 
schäftsführung für die Anstalt sind durch die Auf- ; 
nähme einer Generalklausel in einem gesonderten 
Absatz 6 erweitert worden. Beschränkungen im ein- 
zelnen sind der Regelung in den Dienstverträgen 
zugewiesen worden. 


Zu § 5 

Die Bezeichnung „Aufsichtsrat" ist durch „Präsi- 
dium" ersetzt. Zu seiner Wahl soll die Wahl der 
Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungsrats ge- 
nügen. An der Zusammensetzung und an den Funk- 
tionen dieses Organs zur Überwachung der Ge- 
schäftsführung hat sich im übrigen nichts geändert. 
Hinzugefügt wurde das Erfordernis, daß der Vor- 
stand Bevollmächtigte nur mit Zustimmung des 
Präsidiums bestellen kann. 

Zu § 6 

Das Schwergewicht der von den Organen der An- 
stalt zu treffenden Entscheidungen liegt beim Ver- 
waltungsrat. Seine Zusammensetzung spiegelt die 
Organisation der Filmwirtschaft mit ihren einzelnen 
Sparten und die Repräsentanz der öffentlichen In- 
teressen wieder. Diese werden von Vertretern der 
Legislative, der Exekutive, der Rundfunkanstalten 
und der beiden Kirchen wahrgenommen. Der Aus- 
schuß empfiehlt, den Verwaltungsrat um weitere 
sieben Mitglieder auf insgesamt 29 zu erweitern: 
Den Bundesländern wird mit drei Sitzen die Mög- 
lichkeit zur Mitarbeit eröffnet: die Bundesregierung 
soll wegen der Bedeutung, die einer wirkungsvol- 
len Repräsentation des deutschen Films im Ausland 
zukommt, ein weiteres Mitglied erhalten, wobei 
an das Auswärtige Amt gedacht wird. Je ein weite- 
res Mitglied sollen die Filmtheaterbesitzer und der 
Verband der Spielfilmproduzenten stellen. Neu hin- 
zugenommen wurden zwei Vertreter der Arbeitsge- 
meinschaft neuer deutscher Spielfilmproduzenten 
e. V.; damit wird der Gruppe jüngerer Regisseure 
und Produzenten Gelegenheit gegeben, die von 
ihnen ausgehenden Impulse auch im Verwaltungs- 
rat der Anstalt zu Gehör zu bringen. Entfallen ist 
die Mitgliedschaft eines Vertreters der freiwilligen 
Selbstkontrolle. 

Neu hinzugenommen wurde die Weisungsunge- 
bundenheit der Mitglieder sowie die Vorschrift, daß 
für jedes Mitglied ein Stellvertreter gestellt werden 
muß. Als selbstverständlich gestrichen wurden die 
Absätze 6 und 12 des Entwurfs; Absatz 8 wurde in 
die haushaltsrechtlichen Bestimmungen des § 18 
übernommen. Im übrigen wurde § 6 durch einige 
Verfahrensbestimmungen ergänzt. 

Zu § 7 

Die Vorschrift regelt die allgemeinen Anspruchs- 
voraussetzungen für die Gewährung von Förde- 
rungshilfen für die Herstellung programmfüllender 
Spielfilme. Nach der Definition des „Referenzfilms" 
und des „zu fördernden Films" in Absatz 1, definiert 
Absatz 2 das Wort „programmfüllend", und in Ab- 
satz 2 a. wird festgelegt, was ein „deutscher Film" 
im Sinne dieses Gesetzes ist, für die eine gegen- 
über der alten Fassung verbesserte Begriffsbestim- 
mung vorgeschlagen wird, die sich wiederum an die 
erste Richtlinie des Rats der EWG im Filmbereich 
anlehnt. Die vorgeschlagenen Änderungen in Absatz 
2 b sollen das deutsche Element stärker zur Geltung 
bringen, ohne die Harmonisierungsbestrebungen der 
EWG zu erschweren. Die Absätze 2 c und 2 d regeln 
in einfacherer Form die Anspruchsvoraussetzungen 
für die Förderung einer Gemeinschaftsproduktion; 
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dabei wurden die Vorschriften rechtssystematisch 
an die Regelungen der bilateralen Filmabkommen 
angepaßt. Durch die Neufassung der Absätze 2 a bis 
2 d ist Absatz 3 des Entwurfs überflüssig geworden. 

Hinzugenommen wurde im Absatz 2 e eine Schutz- 
bestimmung zugunsten der deutschen Kopieranstal- 
ten. 

Zu Absatz 5: Der Ausschuß hält an der Auffas- 
sung fest, daß Filme, die gegen die Verfassung oder 
die Gesetze verstoßen oder das sittliche oder reli- 
giöse Empfinden verletzen, nicht gefördert werden 
sollen. 

Die Grundrechte der freien Meinungsäußerung, 
der Informationsfreiheit und der Freiheit der Kunst 
bleiben dadurch unangetastet. Ohne den Sachgehalt 
der Bestimmung zu ändern, empfiehlt der Ausschuß 
jedoch eine Neufassung, die der Verwaltungsverein- 
fachung dient. Die gegen diese Bestimmung vorge- 
brachten Bedenken mangelnder Justiziabilität wur- 
den unter Hinweis auf die feste Spruchpraxis des 
BGH und des BVerwG verworfen. Die Freigabe eines 
Films durch die Freiwillige Selbstkontrolle genügt 
nach Meinung des Ausschusses nicht, weil es eine 
Sache ist, einen Film freizugeben, etwas ganz ande- 
res dagegen, Förderungshilfen zu gewähren. Es wäre 
mit § 2 Abs. 2 Nr. 1 unvereinbar, wenn der Herstel- 
ler eines Filmes, der nach dem billigsten „sex and 
crime"-Rezept verfertigt ist, mit Förderungshilfen 
der Anstalt geradezu ermuntert wird, erneut Filme 
dieses Genres zu produzieren. 

Die neu hinzugefügten Absätze 5 a und 5 b regeln 
Meldepflichten, Antragsfristen und Nachweise, die 
der Hersteller zu beachten hat. 

In Absatz 7 ist in der Nr. 4 neu hinzugekommen 
die mittelbare Einbeziehung des erheblich mitfinan- 
zierenden Verleihers in die Filmförderung als Aus- 
gleich für die ebenfalls mittelbare Heranziehung zur 
Filmabgabe im § 16. Die Einzelheiten bleiben den 
Regelungen in den Richtlinien der Anstalt Vorbe- 
halten. Da die Auflagen der Nr. 2 und 3 vom Her- 
steller nur durch vertragliche Vereinbarungen zwi- 
schen dem Hersteller und seinem Verleiher erfüllt 
werden können, empfiehlt der Ausschuß, die Vor- 
schrift in eine Soll-Bestimmung umzuwandeln. In 
den Richtlinien ist festzulegen, wann dem Hersteller 
kein Nachteil daraus erwachsen soll, daß der Ver- 
leiher sich weigert, entsprechende vertragliche Ver- 
pflichtungen einzugehen oder eingegangene Ver- 
pflichtungen bricht. 

Zu § 8 

Da wegen des Rückgangs des Filmtheaterbesuchs 
die der Anstalt zufließende Filmabgabe geringer 
wird als ursprünglich angenommen, hält es der Aus- 
schuß für geboten, die Zahl der Referenzfilme, die 
eine Förderungshilfe erhalten, auf 50 zu reduzieren. 
An den Mindestbruttoverleiheinnahmen hält der 
Ausschuß unverändert fest, weil es im Rahmen eines 
wirtschaftsfördernden Gesetzes nicht vertretbar ist, 
auf einen gewissen finanziellen Mindesterfolg des 
Referenzfilms zu verzichten, wie es insbesondere 
zugunsten der Prädikatsfilme immer wieder gefor- 


dert wurde. Der Ausschuß hält es jedoch für not- 
wendig, den Präciikatslilmen solche Füttio cjleichzu- 
stelien, die auf einem A-Filmfestspiel einen Haupt- 
preis erhalten haben, und für vertretbar, zur Ver- 
meidung unbilliger Härten bei künstlerisch beson- 
ders wertvollen Filmen eine begrenzte Ausnahrae- 
regelung in das pflichtgemäße Ermessen des Vei- 
waltungsrats zu stellen. 

Besondere Erleichterungen sind für Dokumentar- 
filme vorgesehen sowie für Kinder- und Jugend- 
filme, die nicht im normalen Theatereinsatz vorge- 
führt werden. 

Zu § 9 

Ziel der Filmförderung ist die Steigerung der 
Qualität des deutschen Films auf breiter Grundlage. 
Diesem Ziel dient der Zusatzbetrag für Prädikats- 
filme und diesen gleichgestellten „guten Unterhal- 
tungsfilmen". Der Ausschuß hält es für geboten, 
den „guten Unterhaltungsfilm" im Gesetz selbst zu 
definieren. Die dafür vorgeschlagenen Kriterien sind 
formaler Natur und objektiv nachprüfbar. Bei Be- 
achtung des Grundgedankens einer Filmförderung 
auf möglichst breiter Grundlage ist jede Kollision 
mit den wesentlich enger ausgelegten Beurteilungs- 
maßstäben der Filmbewertungsstelle Wiesbaden 
ausgeschlossen. 

Aus haushaltsrechtlichen Überlegungen mußte die 
Festsetzung eines Mindestzusatzbetrages für Prädi- 
katsfilme aufgegeben und ein fester Höchstbetrag 
von 250 000 DM vorgesehen werden. 

In Absatz 2 wurde neu hinzugenommen die Fest- 
stellung der für Zusatzbeträge insgesamt zur Ver- 
fügung stehenden Mittel. Die Art und Weise ihrer 
Zuerkennung für den einzelnen Film wurde präzi- 
siert. Die ebenfalls neu vorgesehenen Abschlags- 
zahlungen sollen es erleichtern, neue Filme herzu- 
stellen. 

Schließlich hält der Ausschuß eine Änderung in 
der Zusammensetzung der kleinen Kommission für 
zweckmäßig. Sie soll sich stärker des Sachverstandes 
der Filmtheaterbesitzer bedienen, die deshalb mit 
zwei Vertretern beteiligt werden; dafür entfällt 
einer der beiden bisher vorgesehenen Produzenten. 
Der Ausschuß hält es für selbstverständlich, daß Ver- 
leiher und Hersteller durch die Satzung von der Ab- 
stimmung über eigene Filme ausgeschlossen werden. 

Im übrigen ist § 9 redaktionell verbessert worden. 

Zu § 10 

Die Vorschrift regelt die Auszahlungsmodalitäten 
und die Zweckbindung der Mittel. Mit der neu hinzii- 
gekommenen besonderen Zweckbindung der Förde- 
rungshilfen für Kinder- und Jugendfilme hofft der 
Ausschuß, die zur Zeit völlig eingestellte Produktion 
von Filmen dieser Gattung wieder zu beleben. Hier- 
zu wird jedoch außerdem auch eine Änderung des 
§ 6 des Gesetzes zum Schutze der Jugend in der 
Öffentlichkeit in der Fassung vom 27. Juli 1957 
(BGBl. I S. 1058) ratsam sein, der Kindern unter 
sechs Jahren selbst in Begleitung der Eltern den 
Besuch von Filmveranstaltungen verbietet. 
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Von besonderer Wichtigkeit ist die Neufassung 
des Absatzes 3 Nr. 3: Sie soll die in der Vergan- 
genheit häufig völlig unzurcictionde Kapitalausstat- 
tung der Produktionsunternehmen verbessern. Tritt 
der Hersteller in der Form einer juristischen Person 
auf, muß er in Zukunft ein eingezahltes Mindest- 
grund- oder Stammkapital von zweihunderttausend 
IDeutsche Mark nachwoisen. Die Ubergangsregelung, 
die für eine begrenzte Zeitspanne das eingezahlte 
Grund- oder Stammkapital auf einhunderttausend 
Deutsche Mark fesisetzt, ist aus Gründen der Rechts- j 
Systematik in § 22 übernommen worden. 

Zu § 11 ' 

! 

Die den Hersteller zur Erstattung der Förderungs- j 
hilfo verpflichtenden Tatbestände sind erweitert j 
worden. Sie erfassen auch den nachträglichen Weg- | 
fall von Auszahlungsvoraussetzungen und die Nicht- j 
erfüllimg der Verpflichtungen aus § 12. | 

D(?r Ausschuß hält es für erforderlich, in Alisatz 3 j 

das Recht des Herstellers durch das Recht der 1 

1 

Anstalt zu ersetzen, mittels einer Ermessensentschei- | 
düng den Hersteller von der Erstattungspflicht frei- i 
zustellen. Im Falle des Absatzes 3 Nr. 1 hält der i 
Ausschuß eine Ausnahme jedoch nur dann für zu- j 
lässig, wenn der Florsteller nicht schuldhaft gegen 
die Bestimmung des § 7 Abs. 5 verstoßen hat. 

Zu § 12 

§ 12 entspricht dem Grundgedanken der alten Fas- i 
sung. Er regelt die Vcnpflichtung des Herstellers j 
eines Roterenzti Ims, die Fern.sehnutzungsrechte für j 
das Cebi('t den Bvindesrepublik Deutschland der An- j 
stall anzubieten und die Fennsehnutzungsrechte nicht ! 
an andere Rundfunkanstalten des deutschen Sprach- I 
raums zu übertragen, soweit eüne technische' Amsstrah- j 
lungsmügliehkeit in das Gebiet der Bundesrepublik i 
Deutschland besteht. Den' dafür von der Anstalt zu ! 
zahlende Betrag von 100 000 Deutsche Mark stellt j 
e'ine weitere Förderungshilfe dar. Der Ausschuß | 
glaubt, verfassunejsmäßige Bedenken zurückstellen ! 
und im Interesse der bestmöglichen Auswertung j 
der Fernsehnutzungsrochte auf eine Anbietungs- i 
pflicht der Anstalt gegenüber den Rundfunkanstalten i 
verzichten zu können. Er geht dabei von der über- ! 
legung aus, daß es im gemeinsamen Interesse der 
Hersteller, Verleiher und Filmtheaterbesitzer liegt, 
die Rechte an einem Film erst dann den Rundfunk- 
anstalten anzubieten, wenn die Theaterauswertung 
abgeschlossen ist. Wann und zu welchen Bedingun- 
gen die Veräußerung geschieht, bestimmt das Prä- 
sidium in seinem Angebot. Dagegen würde eine 
willkürliche Verweigerung des Anbietens der Fern- 
sehnutzungsrechte an die Rundfunkanstalten auf Be- 
denken stoßen. Derartige Fälle werden jedoch für 
theoretisch gehalten und könnten notfalls über die 
Rechtsaufsicht verhindert werden. 

Im übrigen hat § 12 redaktionelle Verbesserungen 
erfahren. 

I 

Zu § 13 ! 

I 

Die Vorschrift regelt die Förderungshilfen für j 
Kurzfilme, und, im Gegensatz zum Entwurf,' nur noch i 


für nichtprogrammfüllende Dokumentär-, Kinder- 
und Jugendfilme. Der Rahmencharakter der ersten 
Fassung ist durch eingehende Bestimmungen über 
den Kreis der begünstigten Filme ersetzt worden. 
Die Förderungshilfen werden in gleicher Höhe für 
Prädikatsfilme gewährt, die entweder das Prädikat 
„besonders wertvoll" oder „wertvoll" in Verbin- 
dung mit einer besonderen Auszeichnung erhalten 
haben. Der Bundesminister für Wirtschaft wird in 
einem neu eingefügten Absatz 1 a ermächtigt, nach 
Anhörung des Verwaltungsrats in einer Rechtsver- 
ordnung diese Auszeichnungen festzulegen. 

Die Verpflichtung zur Koppelung jedes Referenz- 
films mit einem der in Absatz 1 genannten Kurz- 
filme ist beibehalten worden. Die Gleichstellung der 
mit Kurzfilmprämien des Bundesministers des Innern 
ausgezeichneten Kurzfilme aus EWG-Mitgliedslän- 
dern mit Filmen nach Absatz 1 entspricht den Har- 
monisierungsbestrebungen im EWG-Bereich. 

Zu § 14 

§ 14 regelt die Förderungshilfen für Filmtheater- 
besitzer. Sie sind grundsätzlich zweckgebunden. Der 
Grundgedanke der ersten Fassung, die Höhe der 
Förderungshilfe nach dem Umsatz zu bemessen, ist 
beibehalten worden. Die Möglichkeit, notfalls die 
Hilfen für Thoaterbesitzer mit höheren Umsätzen zu 
kürzen, dagegen die Förderungshilfen für Theater- 
besitzer mit kleinen und mittleren Umsätzen unan- 
getastet zu lassen, ist ebenfalls bestehengeblieben. 
Die Vorschrift hat jedoch aus Gründen der Rechts- 
förmlichkeitsprüfung einen geänderten Wortlaut 
erhalten. 

Ein neu aufgenommener Absatz 5 verpflichtet die 
Theaterbesitzer, zu allen Filmprogrammen mit Spiel- 
filmen einer bestimmten Vorführdauer einen Kurz- 
film zu zeigen. Der Nachweis, diese Verpflichtung 
eingehalten zu haben, ist zur Auszahlungsvorausset- 
zung gemacht worden. 

Alle Absätze haben im übrigen redaktionelle Ver- 
besserungen erfahren. 

Zu § 15 

Entfällt, da sein Inhalt bereits in § 2 Abs. 2 Nr. 3 
geregelt ist. 

Zu § 16 

Da gegen die bisherige Form der Erhebung der 
Filmabgabe verfassungsrechtliche Bedenken geltend 
gemacht werden konnten, empfiehlt der Ausschuß 
eine grundlegende Neufassung. Die Filmabgabe ist 
jetzt als Ausgleichsabgabe konzipiert. Sie wird den 
Filmthe.aterbesitzern auferlegt, aber Verleiher und 
Hersteller sind durch entsprechende Minderungen 
ihrer Einnahmen, die sie aus dem Erlös der Eintritts- 
karten erzielen, gleichermaßen an der Aufbringung 
beteiligt. Ebenso wurde Vorkehr dagegen getroffen, 
daß nicht Vermieter oder Verpächter von Film- 
theatern bei der Berechnung des Miet- oder Pacht- 
zinses von der Filmabgabe profitieren können. 

Neu hereingekommen in die Abgabepflicht wur- 
den die sog. Aktualitätenkinos. Ihre Besitzer sind 


5 



Drucksache V/2290 Deutscher Bundestag — - 5. Wahlperiode 


ebenfalls gewerbliche Veranstalter von Filmvorfüh- 
rungen, sollen aber wegen des niedrigeren Eintritts- 
preises, den sie erheben, nur mit einer Abgabe von 
0,05 DM belastet werden und entsprechend an den 
Förderungshilfen für Filmtheaterbesitzer teilnehmen 
können. Die geminderte Abgabe soll aus dem glei- 
chen Grund auch für die Kinder- und Jugendvorstel- 
lungen gelten. 

Durch die Neufassung des Absatzes 1 wurde 
Absatz 2 des Entwurfs überflüssig. In Absatz 3 
wurde die Geltungsdauer um ein Jahr bis zum 
31. Dezember 1972 verlängert. Absatz 4 mußte ent- 
fallen, da dem Bund zur Regelung dieses Tatbestan- 
des die Kompetenz fehlt. 

Zu §§ 17, 17 a 

Der Ausschuß hat die Regelung über die Aus- 
kunftspflicht mit wenigen redaktionellen Ände- 
rungen übernommen. Er glaubt, wegen der in Ab- 
satz 5 getroffenen Vorkehrungen auf Absatz 2 Satz 2 
des Entwurfs verzichten zu können, empfiehlt aber 
aus recbtspolitiscben Erwägungen, die Regelung des 
§ 17 durch Bestimmungen über die den Organen, 
den Angehörigen und den Beauftragten der Anstalt 
aufzuerlegenden Geheimhaltungspflichten zu ergän- 
zen und sie in einem eigenen neuen Paragraphen 
zusammenzufassen. 

Zu § 18 

§ 18 regelt die Haushalts- und Wirtschaftsführung 
der Anstalt. 

Um die Einhaltung der für die öffentliche Hand 
geltenden Bestimmungen über Haushaltsführung zu 
sichern, bindet der Ausschuß die Feststellung des 
Haushalts an die Genehmigung des Bundesministers 
für Wirtschaft. Diese Bestimmung war in der ersten 
Fassung an anderer Stelle bereits enthalten. 

Außerdem empfiehlt der Ausschuß, die Verpflich- 
tung zu Rückstellungen, z. B. für streitbefangene För- 
derungsansprüche oder zur Deckung etwaiger Ver- 
waltungskosten nach Ablauf des Gesetzes aber vor 
Übergang der restlichen Verwaltungstätigkeit auf 


Bonn, den 16. 


! das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft, ausdrück- 
lich in die Haushaltsbestimmungen aufzunehmen. 

, Zur Klarstellung wurde ein neuer Absatz 8 ange- 
; fügt. 

Zu § 19 

Anders als im Entwurf ist nur eine Satzung vor- 

■ gesehen, die auch gleichzeitig die Finanzordnung 
j enthält. Ausnahmsweise bedarf die Annahme der 

Satzung einer qualifizierten Mehrheit: zwei Drittel, 
I mindestens aber die Mehrheit der Mitglieder des 
! Verwaltungsrats müssen ihr zustimmen. 

Neben redaktionellen Verbesserungen enthält die 
I Neufassung in Absatz 2 die notwendige Rechts- 
; grundlage, um durch die Anstaltssatzung eine Rege- 
i lung über Reisekosten und Aufwandsentschädigun- 
' gen für die Mitglieder des Verwaltungsrats treffen 

■ zu können. 

Zu § 20 

i Der Ausschuß schlägt vor, ohne eine materielle 
' Änderung durch Präzisierungen besser zum Aus- 
druck zu bringen, daß sich die Aufsicht des Bundes- 
, ministers über die Anstalt auf eine reine Rechtsauf- 

■ sicht beschränkt. 

I Zu § 20 a 

j In einem neu aufgenommenen § 20 a sind diejeni- 
gen Bestimmungen eingefügt worden, die sich aus 
; der zeitlichen Begrenzung der Erhebung der Film- 
' abgaben (§ 16 Abs. 2) ergeben. 

i 

i Zu § 21 

; § 21 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

I Zu § 22 

; Der Zeitpunkt des Inkrafttretens ist auf den 
' 1. Januar 1968 festgesetzt worden. In einem neu hin- 
I zugefügten Absatz 2 ist die bereits erwähnte über- 
I gangsregelung für das in § 10 Abs. 3 Nr. 3 gefor- 
! derte Mindestgrund- oder -Stammkapital enthalten. 


November 1967 


Dr. Huys Dr. Meinecke 


Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/1545 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 16. November 1967 


Der Ausschuß für Wissenschaft, 
Kulturpolitik und Publizistik 

Dr. Lohmar 

Vorsitzender 


Dr. Huys Dr. Meinecke 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Dr. Dr. h. c. Toussaint, Dr. Lohmar, 

Dorn und Genossen eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über Maßnahmen des deutschen Films 

— Drucksache V/1545 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wissenschaft, 
Kulturpolitik und Publizistik 

(8. Ausschuß) 

Entwurf B e s c h 1 ü s s e d e s 8. A u s s c h u s s e s 


Entwurf eines Gesetzes 

über Maßnahmen zur Förderung des deutschen Films 

Der Bunch^stag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Filmförderungsanstalt 

(1) Zur Förderung des deutschen Films wird 
(une bundosunrnittelbare rechtsfähige Anstalt des 
öffentlichen Rechts mit dem Namen „Filmförde- 
rungsanstalt" errichtet. Die Anstalt gilt mit Inkraft- 
treten des Gesetzes als entstanden. 

(2) Der Sitz der Anstalt wird vom Verwaltungs- 
rat bestimmt. 

§ 2 

Aufgaben der Anstalt 

(!) Die Anstalt hat die Aufgabe, 

1 . die Qualität des deutschen Films auf brei- 
ter Grundlage zu steigern und insbeson- 
dere den guten Unterhaltungsiilm zu för- 
dern. Die vom Deutschen Bundestag jähr- 
lich zur Verfügung gestellten Haushalts- 
mittel für Qualitätsauszeichnungen im 
Bereich des Films (Deutscher Filmpreis, 
Spielfilmprämien, Kulturfilmprämien, Ku- 
ratorium „Junger Deutscher Film") sollen 
('ine sinnca)lle Ergänzung bilden; 

2. internationale Gemeinschaftsproduktionen 
unter maßgeblicher Beteiligung deutscher 
F ilmherstcller zu unterstützen und die 
Harmonisierung der Maßnahmen inner- 
hedb der Europäischen Wirtschaftsgemein- 


Eiitwurf eines Gesetzes 

über Maßnahmen zur Förderung des Deutschen Films 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Filmförderungsanstalt 

(1) Zur wirtschaftlichen Förderung des deutschen 
Films wird eine bundesunmittelbare rechtsfähige 
Anstalt des öffentlichen Rechts mit dem Namen 
„Filmförderungsanstalt" (Anstalt) errichtet. 

(2) Die Anstalt hat ihren Sitz in Berlin. 

§ 2 

Aufgaben der Anstalt 

(1) Die Anstalt hat die Aufgabe, 

1. die Qualität des deutschen Films auf brei- 
ter Grundlage zu steigern; die dafür vom 
Deutschen Bundestag jährlich zur Verfü- 
gung gestellten Haushaltsmittel im Bereich 
des Films sollen eine sinnvolle Ergänzung 
bilden; 


2. deutsch-ausländische Gemeinschaftspro- 
duktionen zu unterstützen; 
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Entwurf 

Schaft (EWG) auf dem Gebiete des Films 
im Sinne gleicher Wettbewerbsvorausset- 
zungen anzustTeben; 


3. die Belange der Filmwirtschaft wahrzu- 
nehmen und die Zusammenarbeit zwischen 
Film und Fernsehen zu pflegen; 


4. für die Verbreitung und marktgerechte 
Auswertung der geförderten Filme im In- 
und Ausland zu sorgen. 

(2) Die Anstalt gewährt zu diesem Zwecke För- 
dern ngsmi fiel, 

1. deutschen Filmproduzenten zur Herstel- 
lung von förderungswürdigen deutschen 
Filmen; 

2. deutschen Filmtheaterbesitzern zur tech- 
nischen Erneuerung ihrer Filmtheater; 

3. Einrichtungen der Filmwirtschaft zu Zwek- 
ken der Werbung für den deutschen Film 
im In- und Ausland. 

(3) Die Anstalt erwirbt die Fernsehlizenzrechte 
für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland und 
des Landes Berlin aller nach diesem Gesetz geför- 
derten Spielfilme zum möglichen Verkauf an die 
deutschen Rundfunk- und Fernsehanstalten unter 
Berücksichtigung und sinnvoller Koordinierung der 
Interessen der deutschen Filmwirtschaft und der 
Fernsehanstalten. 

(4) Die Anstalt stellt im Rahmen der Richtlinien 
über die Gewährung der Förderungshilfen sicher, 
daß bei der Finanzierung, der Herstellung, dem 
Verleih, dem Einsatz und dem Vertrieb der geför- 
derten Filme die Grundsätze sparsamer Wirtschafts- 
führung beachtet werden. 

(5) Bei der Durchführung ihrer Aufgaben kann 
sich die Anstalt der Finrichtungen der Filmwirt- 
schaft bedienen. 

§ 3 

Organe der Anstalt 

(1) Organe der Anstalt sind 

1. der Vorstand, 

2. der Aufsichtsrat, 

3. der Verwaltungsrat. 

(2) Aufgaben und Befugnisse der Organe regelt, 
soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt, eine 
Satzung. 
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2a. die Bundesregierung bei der Harmonisie- 
rung der Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Filmwesens innerhalb der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) im Sinne 
gleicher Wettbewerbsvoraussetzungen zu 
beraten; 

3. die gesamtwirtschaftlichen Belange der 
Filmwirtschaft zu unterstützen; 

3a. die Zusammenarbeit zwischen Film und 
Fernsehen unter Berücksichtigung der be- 
sonderen Lage des deutschen Films zu 

pflegen; 

4. für die Verbreitung und marktgerechte 
Auswertung des deutschen Films im In- 
und Ausland zu wirken. 

(2) Die Anstalt gewährt Förderungshilfen 

1. an Produzenten zur Herstellung deutscher 
Filme, 

2. an Filmtheaterbesitzer zur Erneuerung 

und Verbesserung der technischen Anla- 
gen und der Ausstattung in Filmtheatern, 

3. an Einrichtungen zur Werbung für den 
deutschen Film im In- und Ausland. 

(3) Die Anstalt erwirbt die Fernsehnutzungsrechte 
für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
einschließlich des Landes Berlin aller nach diesem 
Gesetz geförderten Spielfilme. Im Falle einer Über- 
tragung dieser Rechte an die deutschen Rundfunk- 
anstalten sind die Interessen der Filmwirtschaft mit 
denen der Rundfunkanstalten zu koordinieren. 

(4) Die Anstalt stellt im Rahmen von Richtlinien 
über die Gewährung von Förderungshilfen sicher, 
daß bei der Verwendung der Förderungshilfen die 
Grundsätze sparsamer Wirtschaftsführung beachtet 
werden. 

Absatz 5 entfällt 

§ 3 

Organe der Anstalt 

(1) Organe der Anstalt sind 

1. unverändert, 

2. das Präsidium, 

3. unverändert. 

Absatz 2 entfällt 
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Entwurf 

§ 4 

Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus zwei Personen. Die 
Mitglieder des Vorstandes werden auf Vorschlag 
des Aufsichtsrates vom Verwaltungsrat für die 
Dauer von fünf Jahren bestellt. Eine wiederholte 
Bestellung ist zulässig. Der Verwaltungsrat kann 
die Bestellung widerrufen, falls ein wichtiger Grund 
vorliegt. 

(2) Der Vorstand führt die Geschäfte der Anstalt 
in eigener Verantwortung nach Maßgabe der Be- 
schlüsse des Aufsichtsrates und des Verwaltungs- 
rates. Er stellt den Haushaltsplan auf und legt die 
Jahresrechnung vor. 

(3) Der Vorstand vertritt die Anstalt gerichtlich 
und außergerichtlich. Erklärungen sind für die An- 
stalt verbindlich, wenn sie entweder von beiden 
Mitgliedern des Vorstandes oder von einem Mit- 
glied des Vorstandes gemeinschaftlich mit einem 
bevollmächtigten Vertreter abgegeben werden. 

(4) Ist eine Willenserklärung der Anstalt gegen- 
über abzugeben, so genügt, die Abgabe gegenüber 
einem Mitglied des Vorstandes. 

(5) Die Mitglieder des Vorstandes und deren 
Ehefrauen dürfen in der Filmwirtschaft kein Han- 
delsgewerbc betreiben und keine Geschäfte für 
eigene oder fremde Rechnung tätigen. Sie dürfen 
sich nicht an einer Handelsgesellschaft als Gesell- 
schafter beteiligen, die auf dem Gebiet der Film- 
wirtschaft tätig ist und auch keiner anderen Ein- 
richtung auf dem Gebiet des Filmwesens angehören. 


§ 5 

Aufsichtsrat 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus sieben Mitglie- 
dern. 

(2) Vorsitzender des Aufsichtsrates ist der jewei- 
lige Vorsitzende des Verwaltungsrates. Ein Beauf- 
tragter der Bundesregierung im Verwaltungsrat 
gehört dem Aufsichtsrat an. Die weiteren Mitglie- 
der des Aufsichtsrates wählt der Verwaltungsrat 
mit Zweidrittelmehrheit aus seiner Mitte für die 
Dauer ihrer Mitgliedschaft im Verwaltungsrat. 

(3) Der Aufsichtsrat überwacht die Tätigkeit des 
Vorstandes. Er wirkt an Entscheidungen des Vor- 
standes mit, soweit das Gesetz es vorsieht. Der 
Aufsichtsrat kann die Einberufung des Verwaltungs- 
rates verlangen. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 
§ 4 

Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus zwei Personen. Sie 
werden auf Vorschlag des Präsidiums vom Verwal- 
tungsrat für fünf Jahre bestellt. Wiederholte Bestel- 
lungen sind zulässig. Der Verwaltungsrat kann die 
Bestellung widerrufen, falls ein wichtiger Grund 
vorliegt. 

(2) Der Vorstand führt die Geschäfte der Anstalt 
in eigener Verantwortung nach Maßgabe der Be- 
schlüsse des Präsidiums und des Verwaltungsrates. 
Er stellt den Haushaltsplan auf. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Die Mitglieder des Vorstandes dürfen nicht 
in der Filmwirtschaft ein Handelsgewerbe betreiben 
oder Geschäfte für eigene oder fremde Rechung 
tätigen. Sie dürfen sich nicht an einer Handels- 
gesellschaft als Gesellschafter beteiligen, die auf 
dem Gebiet der Filmwirtschaft tätig ist. 


(6) Die Mitglieder des Vorstandes dürfen keine 
sonstige Tätigkeit ausüben, die geeignet ist, Miß- 
trauen gegen ihre Unparteilichkeit bei der Ent- 
scheidung über die Gewährung von Förderungs- 
hilfen zu erwecken. Die Einzelheiten sind in den 
Dienstverträgen mit den Vorstandsmitgliedern zu 
regeln. 

§ 5 

Präsidium 

(1) Das Präsidium besteht aus sieben Mitgliedern. 

(2) Vorsitzender des Präsidiums ist der jeweilige 
Vorsitzende des Verwaltungsrates. Ein von der 
Bundesregierung benanntes Mitglied des Verwal- 
tungsrates gehört dem Präsidium an. Die weiteren 
Mitglieder des Präsidiums wählt der Verwaltungs- 
rat mit der Mehrheit seiner Mitglieder aus seiner 
Mitte für die Dauer ihrer Mitgliedschaft im Ver- 
waltungsrat. 

(3) Das Präsidium überwacht die Tätigkeit des 
Vorstandes. Es wirkt an Entscheidungen des Vor- 
standes mit, soweit das Gesetz es vorsieht. Das 
Präsidium kann die Einberufung des Verwaltungs- 
rates verlangen. Der Vorstand darf Bevollmächtigte 
nur mit Zustimmung des Präsidiums bestellen. 
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Entwurf Beschlüssedes 8. Ausschusses 


(4) Der Aufsichtsrat beschließt über die Dienst- 
verträge mit den Vorstandsmitgliedern. Der Vor- 
sitzende des Aufsichtsrates vertritt die Anstalt 
beim Abschluß der Dienstverträge, bei der Vor- 
nahme sonstiger Rechtsgeschäfte mit den Vorstands- 
mitgliedern und bei Rechtsstreitigkeiten zwischen 
der Anstalt und den Vorstandsmitgliedern. Er setzt 
die Frist für die Vorlage der Jahresrechnung. 

(5) Der Auisichtsrat ist bei Anwesenheit von 
vier Mitgliedern beschlußfähig. Er beschließt mit 
einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entschei- 
det die Stimme des Vorsitzenden. 

(6) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsord- 
nung, die der Genehmigung des Bundesministers 
für Wirtschaft bedarf. 


(4) Das Präsidium beschließt über die Dienst- 
verträge mit den Vorstandsmitgliedern. Der Vor- 
sitzende des Präsidiums vertritt die Anstalt beim 
Abschluß der Dienstverträge, bei sonstigen Rechts- 
geschäften mit den Vorstandsmitgliedern und bei 
Rechtsstreitigkeiten zwischen der Anstalt und den 
Vorstandsmitgliedern. Das Präsidium setzt die Frist 
für die Vorlage der Jahresrechnung. 

(5) Das Präsidium ist bei Anwesenheit von vier 
Mitgliedern beschlußfähig. Es beschließt mit ein- 
facher Mehrheit. Die Stimmengleichheit entscheidet 
die Stimme des Vorsitzenden. 

(6) Das Präsidium gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung. 


§ 6 

Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus zweiund- 
zwanzig Mitgliedern. Er setzt sich zusammen aus: 

1. fünf Abgeordneten des Deutschen Bun- 
destages, 

2. zwei Vertretern der Bundesregierung, 

3. zwei Vertretern des Hauptverbandes 
Deutscher Filmtheater e. V., 

4. zwei Vertretern des Verbandes Deut- 
scher Spielfilmproduzenten e. V., 


5. zwei Vertretern des Verbandes der Film- 
verleiher e. V., 

6. einem Vertreter des Verbandes Deut- 
scher Dokumentär- und Kurzfilmprodu- 
zenten e. V., 

siehe Nr. 5 

7. einem Vertreter des Verbandes der Eilm- 
exporteure e. V., 

8. einem Vertreter des Verbandes Tech- 
nischer Betriebe für Film und Fern- 
sehen e. V., 

9. einem Vertreter der Deutschen Union 
der Filmschaffenden, 

10. je einem Beauftragten der evangelischen 
und katholischen kirchlichen Filmarbeit, 

11. je einem Vertreter der Arbeitsgemein- 
schaft der öffentlich-rechtlichen Rundfunk- 
anstalten der Bundesrepublik Deutsch- 
land (ARD) und der Anstalt des öffent- 
lichen Rechts Zweites Deutsches Fern- 
sehen, 


§ 6 

Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus neunund- 
zwanzig Mitgliedern: 

1. fünf Mi Igliedern des Deutschen Bundes- 
tages, 

la. drei Mitgliedern, gewählt vom Bundesrat, 

2. drei Mitgliedern, benannt von der Bun- 
desregierung, 

3. drei Mitgliedern, benannt vom Haupt- 
verband Deutscher Filmtheater e. V., 

4. drei Mitgliedern, benannt vom Verband 
Deutscher Spielfilmproduzenten e. V., 

5. zwei Mitgliedern, benannt von der 
Arbeitsgemeinschaft Neuer Deutscher 
Spielfilmproduzenten e. V., 

siehe Nr. 7 

6. einem Mitglied, benannt vom Verband 
Deutscher Dokumentär- und Kurzfilm- 
produzenten e. V., 

7. zwei Mitgliedern, benannt vom Verband 
der Filmverleiher e. V., 

8. einem Mitglied, benannt von der Export- 
Union der Deutschen Filmindustrie e. V., 

9. einem Mitglied, benannt vom Verband 
Technischer Betriebe für Film und Fern- 
sehen e. V., 

10. einem Mitglied, benannt von der Deut- 
schen Union der Filmschaffenden, 

11. je einem Mitglied, benannt von der 

evangelischen und der katholischen 

Kirche, 

12. je einem Mitglied, benannt von der 

Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-recht- 
lichen Rundfunkanstalten der Bundes- 
republik Deutschland (ARD) und der An- 
stalt des öffentlichen Rechts „Zweites 
Deutsches Fernsehen". 
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12. dem Vorsitzenden des überwachungs- 
ausschusses der Freiwilligen Selbstkon- 
trolle der Filrnwirtschaft. 


(2) Die in Absatz 1 Nr. 1 bezeichneten Mitglie- 
der werden vom Deutschen Bundestag, die in Ab- 
satz 1 Nr. 3 bis 9 bezeichneten Mitglieder werden 
auf Vorschlag der dort bezeichneten Verbände vom 
Bundesminister für Wirtschaft berufen. 

(3) Die nach Absatz 1 Nr. 1 und 3 bis 9 Berufe- 
nen haben dem Bundesminister für Wirtschaft bin- 
nen vierzehn Tagen nach Zugang der Mitteilung 
über ihre Berufung zu erklären, ob sie die Beru- 
fung annehmen wollen. 

(4) Die Berufung erfolgt für die Dauer von zwei 
Jahren; eine Wiederberufung ist zulässig. Scheidet 
ein Mitglied vorzeitig aus, so ist für den Rest sei- 
ner Berufungszeit ein Nachfolger zu berufen. Das 
Nähere regelt die Satzung. 

(5) Der Verwaltungsrat wählt alle zwei Jahre 
aus seiner Mitte den Vorsitzenden und den stell- 
vertretenden Vorsitzenden. 

(6) Der Verwaltungsrat wird erstmalig vom Bun- 
desminister für Wirtschaft alsbald nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes einberufen. 

(7) Der Verwaltungsrat beschließt über alle 
grundsätzlichen Fragen, die zum Aufgabenbereich 
der Anstalt gehören. Er stellt Richtlinien für die 
Durchführung dieses Gesetzes auf. Die Genehmi- 
gung dieser Richtlinien bedarf einer Zweidrittel- 
mehrheit. 

(8) Der Verwaltungsrat stellt den vom Vorstand 
aufgestellten Haushaltsplan fest. Der Haushaltsplan 
muff vom Bundesminister für Wirtschaft genehmigt 
werden. 

(9) Der Verwaltungsrat beschließt ferner in den 
ersten fünf Monaten jedes Haushaltsjahres über die 
Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrates. 


(10) § 5 Abs. 5 ist, soweit in diesem Gesetz 
nichts anderes vorgesehen ist, entsprechend anzu- 
wenden mit der Maßgabe, daß der Verwaltungsrat 
bei Anwesenheit von zwölf Mitgliedern beschluß- 
fähig ist. 


Die Mitglieder des Verwaltungsrates sind an Auf- 
träge und Weisungen nicht gebunden. Für jedes 
Mitglied wird ein Stellvertreter gewählt oder be- 
nannt. Scheidet ein Mitglied oder ein Stellvertreter 
vorzeitig aus, so wird für den Rest seiner Amtszeit 
ein Nachfolger gewählt oder benannt. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft beruft die 
nach Absatz 1 gewählten oder benannten Mitglieder 
des Verwaltungsrates und ihre Stellvertreter. 


(3) Die nach Absatz 2 Berufenen erklären dem 
Bundesminister für Wirtschaft binnen vierzehn 
Tagen nach Zugang der Mitteilung über ihre Beru- 
fung schriftlich, ob sie die Berufung annehmen. 

(4) Die Berufung erfolgt für zwei Jahre; wieder- 
holte Berufungen sind zulässig. 


(5) unverändert 


Absatz 6 entfällt 


(7) Der Verwaltungsrat beschließt über alle grund- 
sätzlichen Fragen, die zum Aufgabenbereich der 
Anstalt gehören. Er stellt Richtlinien für die Durch- 
führung dieses Gesetzes auf, die mit Zweidrittel- 
mehrheit beschlossen werden müssen. 


Absatz 8 entfällt 


(9) Der Verwaltungsrat beschließt in den ersten 
fünf Monaten jedes Haushaltsjahres über die Ent- 
lastung des Vorstandes und des Präsidiums. Die Mit- 
glieder des Präsidiums sind bei der Abstimmung 
über die Entlastung des Präsidiums nicht stimmbe- 
rechtigt. 

(10) § 5 Abs. 5 ist, soweit in diesem Gesetz nichts 
anderes vorgesehen ist, entsprechend anzuwenden 
mit der Maßgabe, daß der Verwaltungsrat bei An- 
wesenheit von fünfzehn Mitgliedern beschlußfähig 
ist. 

(10 a) Der Verwaltungsrat ist auf Verlangen des 
Präsidiums oder von zehn seiner Mitglieder unver- 
züglich einzuberufen. Im übrigen tagt er mindestens 
dreimal im Jahr. 
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Entwurf 

(11) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung, die vom Bundesminister für Wirtschaft 
genehmigt werden muß. 

(12) Zur Klärung von Einzelfragen kann der Ver- 
waltungsrat aus seiner Mitte Kommissionen ernen- 
nen. 

§ 7 

Förderungshilfen 

(1) Die Anstalt gewährt im Rahmen der ihr zur 
Verfügung stehenden Mittel auf Antrag Förde- 
rungshilfen nach Maßgabe der §§ 8 bis 13 und 14 
sowie den hierzu vom Verwaltungsrat zu erlassen- 
den Richtlinien an die deutschen Filmproduzenten 
und deutschen Filmtheaterbesitzer sowie die in § 15 
bezeichneten Einrichtungen. 

(2) Ein Film gilt im Sinne dieses Gesetzes als 
programmfüllender deutscher Film, wenn er fol- 
gende Voraussetzungen erfüllt: 


1. Er muß bei einer Breite von 35 Millimeter 
eine Mindestlänge von 1600 Meter oder 
bei anderen Breiten die gleiche Vor führ- 
dauer haben. 

2. Er muß von einem innerhalb der EWG 
ansässigen deutschen Staatsangehörigen 
oder von einem Unternehmen hergestellt 
sein, das nach deutschem Gesellschafts- 
recht gegründet wurde und seinen sat- 
zungsmäßigen Sitz, seine Hauptverwal- 
tung oder seine Hauptniederlassung inner- 
halb der EWG hat. Hat das Unternehmen 
nur seinen satzungsmäßigen Sitz inner- 
halb der EWG, so muß seine Tätigkeit in 
tatsächlicher und dauerhafter Verbindung 
mit der Wirtschaft eines EWG-Landes ste- 
hen; diese Verbindung darf aber nicht von 
der Staatsangehörigkeit, insbesondere der- 
jenigen der Gesellschafter, der Mitglieder 
der Leitungs- oder Überwachungsorgane 
oder der Inhaber des Gesellschaftskapitals 
abhängig gemacht werden. 

3. Die Atelieraufnahmen müssen in deut- 
schen Ateliers durchgeführt werden. Sind 
jedoch vom Thema her Außenaufnahmen 
in einem Land außerhalb der EWG erfor- 
derlich, so dürfen höchstens 30 vom Hun- 
dert der Atelieraufnahmen im Gebiet die- 
ses dritten Landes gedreht werden. Von 
der Verpflichtung sind Filme ausgenom- 
men, die aus künstlerischen Gründen oder 
aus Drehbucherfordernissen an den Origi- 
nalschauplätzen gedreht werden oder 
durch besondere künstlerische Erforder- 
nisse bedingt sind oder auf Grund inter- 
nationaler Verpflichtungen wie deutsche 
Filme zu behandeln sind. 


— 5. Wahlperiode Drucksache V/2290 

Beschlüsse des 8. Ausschusses 

(11) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung. 

Absatz 12 entfällt 


§ 7 

Förderungshilfe für programmfüllende Filme 

(1) Die Anstalt gewährt dem Hersteller eines pro- 
grammfüllenden deutschen Films (Referenzfilms) auf 
Antrag Förderungshilfen für die Herstellung eines 
neuen programmfüllenden deutschen Films (zu för- 
dernden Films). 


(2) Ein Film ist programmfüllend, wenn er eine 
Vorführdauer von mindestens 79 Minuten hat. 

(2 a) Ein Film ist ein deutscher Film im Sinne die- 
ses Gesetzes, wenn 

1. der Hersteller seinen Wohnsitz oder Sitz 
in der Bundesrepublik Deutschland ein- 
schließlich des Landes Berlin hat, aus- 
schließlich oder fast ausschließlich im 
eigenen Namen oder für eigene Rechnung 
Filme herstellt und die Verantwortung 
für die Durchführung des jeweiligen 
Filmvorhabens trägt, 

2. wenigstens eine Endfassung des Films, 
abgesehen von Dialogstellen, für die nach 
dem Drehbuch eine andere Sprache vor- 
geschrieben ist, in deutscher Sprache her- 
gestellt worden ist. 


3. für Atelieraufnahmen Ateliers benutzt 
worden sind, die in der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich des Landes 
Berlin liegen. Sind vom Thema her 
Außenaufnahmen in einem anderen 
Land erforderlich, so dürfen höchstens 
30 vom Hundert der Atelieraufnahmen im 
Gebiet dieses Landes gedreht werden. 
Wird der größere Teil eines Films an 
Originalschauplätzen in einem anderen 
Land gedreht, so können auch für mehr 
als 30 vom Hundert der Atelieraufnah- 
men Ateliers dieses Landes benutzt wer- 
den. 
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4. Abgesehen von Dialogstellen, für die nach 
dem Drehbuch etwa eine andere Sprache 
vorgeschrieben ist, muß die Originalfas- 
sung des Films in deutscher Sprache her- 
gestellt sein; bei mehreren Fassungen 
muß eine in deutscher Sprache hergestellt 
sein. 

5. Drehbuchautor, Bearbeiter, Verfasser der 
Dialoge und, wenn die Musik eigens für 
den Film geschrieben ist, der Komponist, 
müssen deutsche Staatsangehörige sein 
oder aus dem deutschen Kulturbereich 
stammen. 

6. Der Regisseur muß deutscher Staatsange- 
höriger sein oder aus dem deutschen Kul- 
turbereich stammen. 

7. Die mitwirkenden Kräfte, d. h. die Haupt- 
darsteller, der Produktionsleiter, der 
Kameramann, der Toningenieur, der 
Schnittmeister, der Chefdekorateur und 
der Kostümmeister, müssen überwiegend 
deutsche Staatsangehörige sein oder aus 
dem deutschen Kulturbereich stammen. 

Die Mitwirkung von Staatsangehörigen anderer 
EWG-Länder oder von Personen, die aus dem Kul- 
turbereich eines EWG- Landes stammen, an den 
Tätigkeiten im Sinne der Nummern 5, 6 und 7 steht 
der Anerkennung des Films als deutscher Film nicht 
entgegen, wenn ihm das Bundesamt für gewerb- 
liche Wirtschaft diese Eigenschaft zuerkannt hat. 
Auch die Mitwirkung von Staatsangehörigen von 
Staaten außerhalb der EWG, die nicht aus dem 
Kulturbereich eines EWG-Landes stammen, an den 
Tätigkeiten im Sinne der Nummern 5 und 7 steht 
— sofern ihre Zahl ^/s der dort genannten Mit- 
wirkenden nicht übersteigt — der Anerkennung des 
Films als deutscher Film nicht entgegen, wenn ihm 
das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft diese 
Eigenschaft zuerkannt hat. Das gleiche gilt, wenn 
die unter Nummer 6 genannte Tätigkeit von einem 
Staatsangehörigen eines Staates außerhalb der EWG 
ausgeübt wird, der nicht aus dem Kulturbereich 
eines EWG-Landes stammt, sofern alle anderen 
unter Nummer 5 genannten Tätigkeiten sowie Vs 
oder mehr der Tätigkeiten im Sinne der Nummer 7 
von Staatsangehörigen der EWG-Länder ausgeübt 
werden. Bei Ausnahmegenehmigungen durch das 
Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft ist darauf zu 
achten, daß in erster Linie die Staatsangehörigen 
derjenigen Staaten begünstigt werden, die deut- 
schen Staatsangehörigen in den Filmen ihrer Natio- 
nalität Gegenseitigkeit gewähren. 

(3) In den Richtlinien nach Absatz 1 ist fest- 
zulegen: 

1. Bei deutsch-ausländischen Gemeinschaft- 
produktionen werden Förderungshilfen an 
den Hersteller nur dann gezahlt, wenn 
die künstlerische, technische und finan- 
zielle Beteiligung des deutschen Herstel- 
lers nicht weniger als 30 vom Hundert 


4. der Drehbuchautor, die Bearbeiter und 
Verfasser der Dialoge Deutsche im Sinne 
des Artikels 116 des Grundgesetzes sind 
oder dem deutschen Kulturbereich ange- 
hören, 

5. der Regisseur Deutscher im Sinne des 
Artikels 116 des Grundgesetzes ist oder 
dem deutschen Kulturbereich angehört, 

6. die folgenden mitwirkenden' Kräfte 
Deutsche im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes sind oder dem deutschen 
Kulturbereich angehören: Hauptdarstel- 
ler, Produktionsleiter, Kameramann, Ton- 
ingenieur, Schnittmeister, Chefdekora- 
teur, Kostümmeister. 

(2 b) Die Ausübung der Tätigkeiten im Sinne des 
Absatzes 2 a Nr. 4 und 6 durch Personen, die nicht 
Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Grundgeset- 
zes sind oder dem deutschen Kulturbereich angehö- 
ren, steht der Anerkennung des Films als deutscher 
Films nicht entgegen, wenn ihre Zahl Vs der dort ge- 
nannten Mitwirkenden nicht übersteigt. Die unter 
Absatz 2 a Nr. 5 genannte Tätigkeit kann von einer 
Person, die nicht Deutscher im Sinne des Artikels 116 
des Grundgesetzes ist oder dem deutschen Kultur- 
bereich angehört, ausgeübt werden, wenn minde- 
stens */:, der in Absatz 2 a Nr. 4 und 6 genannten 
Mit wirkenden Deutsche im Sinne des Artikels 116 
des Grundgesetzes sind oder dem deutschen Kultur- 
bereich angehören. 

(2 c) Als deutscher Film gilt auch ein Film, den ein 
Hersteller, der die Voraussetzungen des Absat- 
zes 2 a Satz 1 Nr. 1 erfüllt, gemeinsam mit minde- 
stens einem Hersteller, der seinen Wohnsitz oder 
Sitz außerhalb der Bundesrepublik Deutschland ein- 
schließlich des Landes Berlin hat, auf Grund eines 
Vertrages hergestellt hat, der gemäß § 17 des 
Außenwirtschaftsgesetzes in Verbindung mit § 48 
Abs. 1 der Außenwirtschaftsverordnung geneh- 
migt worden ist (Gemeinschaftsproduktion). Deutsch- 
ausländische Gemeinschaftsproduktionen, an denen 
ein deutscher Hersteller ausschließlich finanziell 
beteiligt ist, werden nicht gefördert. 

(2 d) Förderungshilfen werden dem Hersteller 
einer Gemeinschaftsproduktion, der die Vorausset- 
zungen des Absatzes 2 a Satz 1 Nr. 1 erfüllt, nur 
gewährt, wenn er innerhalb von fünf Jahren vor In- 
krafttreten des Gesetzes oder danach einen deutschen 
Film im Sinne des Absatzes 2 a hergestellt hat. Die 
Gewährung einer Förderungshilfe für eine Gemein- 
schaftsproduktion, an welcher der Hersteller sich mit 
weniger als 40 vom Hundert der Herstellungskosten 
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der Herstellungskosten des Films betra- 
gen, es sei denn, daß in internationalen 
Abkommen eine abweichende Regelung 
getroiien ist. Eine Förderung von deutsch- 
ausländischen Gemeinschaftsproduktionen 
mit ausschließlich finanzieller Beteiligung 
erfolgt nicht. Einen Anspruch auf Förde- 
rungshilfen erwirbt der Hersteller von 
deutsch-ausländischen Gemeinschaftspro- 
duktionen nur dann, wenn er bereits zwei 
deutsche Spielfilme (nationaler Film ge- 
mäß Absatz 2) ohne Gemeinschaftsproduk- 
tion hergestellt hat. Der deutsche Herstel- 
ler hat nur für jeweils zwei minoritäre 
deutsch-ausländische Gemeinschaftspro- 
duktionsfilme einen Anspruch auf Förde- 
rungsmittel. Ein Anspruch auf jeweils 
zwei weitere minoritäre deutsch-auslän- 
dische Gemeinschaftsproduktionsfilme ent- 
steht dem Hersteller durch die Produktion 
eines nationalen Films oder einer deutsch- 
ausländischen Gemeinschaftsproduktion 
mit majoritärer oder gleichhoher deut- 
scher Beteiligung. 

2. Als Filmproduzent im Sinne dieses Geset- 
zes gilt diejenige natürliche oder juristi- 
sche Person, welche ausschließlich oder 
fast ausschließlich die Herstellung von 
Filmen betreibt und die Verantwortung 
für die Durchführung des jeweiligen Film- 
projektes trägt. 

(4) Förderungshilfen dürfen nur für Filme 
gewährt werden, die nicht früher als ein Jahr vor 
Inkrafttreten des Gesetzes im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes erstaufgeführt worden sind. Förde- 
rungshilfen erhalten Filme nur innerhalb von zwei 
Jahren seit ihrer Erstaufführung. Für Kinder- und 
Jugendfilme gelten fünf Jahre. 

(5) Zu fördern sind nur solche Filme, die nicht 
gegen die Verfassung und die Gesetze verstoßen 
oder das sittliche und religiöse Gefühl verletzen. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

beteiligt hat, setzt außerdem voraus, daß der Her- 
steller nicht bereits Förderungshilfen für zwei Ge- 
meinschaftsproduktionen erhalten hat, an denen er 
sich nur mit weniger als 40 vom Hundert der Her- 
stellungskosten beteiligt hatte, ohne inzwischen 
einen deutschen Film im Sinne des Absatzes 2 a her- 
gestellt oder sich an einer Gemeinschaftsproduktion 
mit mehr als 40 vom Hundert beteiligt zu haben. 

(2 e) Förderungshilfen dürfen nur gewährt wer- 
den, wenn die Kopien, die für die Auswertung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes bestimmt sind, in 
einer Kopieranstalt in der Bundesrepublik Deutsch- 
land einschließlich des Landes Berlin gezogen wer- 
den, sofern hierfür die technischen Voraussetzun- 
gen gegeben sind. 

Absatz 3 entfällt 


(4) Förderungshilfen werden nur gewährt, wenn 
der Referenzfilm nicht früher als ein Jahr vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes in der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich des Landes Berlin erst- 
aufgeführt worden ist. Förderungshilfen gemäß § 9 
erhalten Filme nur für einen Zeitraum von zwei Jah- 
ren seit ihrer Erstaufführung; für Dokumentarfilme 
und für Kinder- und Jugendfilme gelten fünf Jahre. 

(5) Nicht zu fördern sind Filme, die gegen die 
Verfassung oder die Gesetze verstoßen oder das 
sittliche oder religiöse Gefühl verletzen. 

(5 a) Ein Antrag auf Förderungshilfe kann nur 
gestellt werden, wenn der Hersteller innerhalb 
eines Monats nach der Erstaufführung des Referenz- 
films in einem Filmtheater in der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich des Landes Berlin der 
Anstalt mitgeteilt hat, daß er eine Förderungshilfe 
in Anspruch zu nehmen beabsichtigt. Der Antrag ist 
spätestens drei Monate nach Ablauf der für den 
jeweiligen Referenzfilm in § 8 Abs. 2 bezeichneten 
Höchstfrist zu stellen. 

(5 b) Der Antragsteller hat nachzuweisen, daß die 
Voraussetzungen der Absätze 1 bis 4 erfüllt sind. 
Der Nachweis, daß es sich um einen deutschen Film 
im Sinne des Absatzes 2 a oder um einen Film 
handelt, der nach den Absätzen 2 b und 2 c als deut- 
scher Film gilt, und daß der Film programmfüllend 
im Sinne des Absatzes 2 ist, wird durch eine Beschei- 
nigung des Bundesamts für gewerbliche Wirtschaft 
geführt. 
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(6) Die Gewährung des Grundbetrages erfolgt 
durch den Vorstand mit Zustimmung des Aufsichts- 
rates. Auf Antrag von zwei Mitgliedern des Auf- 
sichtsrates entscheidet der Verwaltungsrat mit ein- 
facher Mehrheit über die Gewährung des Grund- 
betrages ; bei Einspruch auf Grund des Absatzes 5 
entscheidet der Verwaltungsrat mit absoluter Mehr- 
heit. Uber die Gewährung der Zusatzbeträge wird 
nach Maßgabe von § 9 Abs. 4 entschieden. 

(7) Die Gewährung der Förderungshilfen ist an 
Auflagen zu knüpfen, die sicherstellen, daß 

1. der Verwendungszweck erreicht wird; 

2. die mit Mitteln des Grundbetrages (§ 8) 
oder des Zusatzbetrages (§ 9) hergestell- 
ten Filme zu den bei Inkrafttreten des 
Gesetzes für deutsche Filme üblichen 
Filmmieten vermietet werden; 

3. die Vermietung eines mit den Mitteln des 
Grundbetrages und des Zusatzbetrages 
hergestellten Films an ein Filmtheater 
nicht von der Mietung eines oder mehre- 
rer ausländischer Filme oder Reprisen ab- 
hängig gemacht wird. 


§ 8 

Grundbetrag 

(1) Die Anstalt gewährt dem Hersteller eines 
programmfüllenden deutschen Films (70-Millimeter- 
Filme über 2000 Meter, 35-Millimeter -Filme über 
IGOO Meter oder 16-Mitlimeter-Filme von 660 Meter 
Länge und mehr) eine Förderungshilfe als Grund- 
betrag von 150 000 Deutsche Mark. Sollten jährlich 
mehr als 70 programmfüllende deutsche Filme mit 
einem Grundbetrag zu fördern sein, vermindert sich 
dieser Grundbetrag entsprechend. 

(2) Der Grundbetrag wird zuerkannt, sobald der 
Hersteller nachweist, daß die Bruttoverleiheinnah- 
men des Filmes im Inland 500 000 Deutsche Mark 
oder bei prädikatisierten Filmen 300 000 Deutsche 
Mark erreicht haben. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

(6) Die Gewährung des Grundbetrages erfolgt 
durch den Vorstand mit Zustimmung des Präsidiums. 
Auf Antrag von zwei Mitgliedern des Präsidiums 
oder des Herstellers entscheidet der Verwaltungsrat 
über die Gewährung des Grundbetrages; die Ableh- 
nung der Gewährung einer Förderungshilfe kann 
auf Absatz 5 nur gestützt werden, wenn die Mehr- 
heit der Mitglieder des Verwaltungsrates dies be- 
schließt. über die Gewährung der Zusatzbeträge 
wird nach Maßgabe von § 9 Abs. 4 entschieden. 

(7) Die Gewährung der Förderungshilfen soll mit 
Auflagen verbunden werden, um sicherzustellen, 
daß 

1. unverändert 

2. der zu fördernde Film zu der bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes für deutsche Filme 
üblichen Filmmiete vermietet wird. 


3. die Vermietung des zu fördernden Films 
an ein Filmtheater nicht von der Miete 
eines oder mehrerer ausländischer Filme 
oder Reprisen abhängig gemacht wird. 


4. bei der Aufbringung der Herstellungs- 
kosten eines zu fördernden Films das 
Risiko des erheblich mitfinanzierenden 
Verleihers angemessen vermindert wird. 

§ 8 

Grundbetrag 

(1) Die Anstalt gewährt dem Hersteller eines 
Referenzfilms als Förderungshilfe einen Grund- 
betrag von 150 000 Deutsche Mark. Sollte in einem 
Kalenderjahr für mehr als 50 Referenzfilme ein 
Grundbetrag zuerkannt werden, vermindert sich der 
Grundbetrag entsprechend. 


(2) Der Grundbetrag wird zuerkannt, wenn 
der Hersteller nachweist, daß der Referenzfilm 
innerhalb von zwei Jahren nach seiner Erstauffüh- 
rung in einem Filmtheater in der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich des Landes Berlin Brutto- 
verleiheinnahmen in Höhe von mindestens 500 000 
Deutsche Mark im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
erzielt hat. Bei einem Referenzfilm, dem die Film- 
bewertungsstelle Wiesbaden ein Prädikat zuerkannt 
hat (Prädikatsfilm), oder der auf einem A-Filmfest- 
spiel einen Hauptpreis erhalten hat, genügt es, daß 
die Bruttoverleiheinnahmen im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes innerhalb von zwei Jahren nach der 
Erstaufführung in einem Filmtheater in der Bundes- 
republik Deutschland einschließlich des Landes Ber- 
lin 300 000 Deutsche Mark erreicht haben. Dem Her- 
steller eines mit dem Prädikat „besonders wertvoll" 
oder eines mit einem Hauptpreis auf einem A-Film- 


16 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksache V/2290 


Entwurf 


§ 9 

Zusatzbetrag 

(1) Die Anstalt gewährt ferner den in § 8 Abs. 1 
bezeichneten Herstellern eine zusätzliche Förde- 
rungshilfe (Zusatzbetrag) für den prädikatisierten 
und den „guten Unterhaltungsfilm" . Die Merkmale 
und die Voraussetzungen für die Verleihung der 
Bezeichnung „guter Unterhaltungsfilm" werden 
durch Richtlinien festgelegt. 


(2) Der Verwaltungsrat stellt spätestens drei Mo- 
nate nach Schluß des Kalenderjahres die für die 
Zahlung von Zusatzbeträgen zur Verfügung ste- 
hende Summe fest. Die Summe ist den in § 8 Abs. 1 
bezeichneten Herstellern nach Maßgabe des Anteils, 
den der einzelne Film an den Einspielergebnissen 
aller prädikatisierten deutschen Spielfilme und aller 
deutschen guten Unterhaltungslilme im Erhebungs- 
gebiet und Erhebungszeitraum erzielt hat, zuzutei- 
len; dabei ist sicherzustellen, daß der prädikatisierte 
Film einen Zusatzbetrag von mindestens 100 000 
Deutsche Mark erhält. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

festspiel ausgezeichneten Referenzfilms, der die in 
Satz 2 bezeichneten Mindestbruttoverleiheinnahmen 
nicht erreicht hat, kann der Verwaltungsrat einen 
entsprechend den tatsächlich erzielten Bruttoverleih- 
einnahmen geminderten Grundbetrag zuerkennen, 
wenn die Versagung einer Förderungshilfe eine 
unbillige Härte wäre. Derartige Ausnahmeregelun- 
gen müssen auf drei Referenzfilme im Kalenderjahr 
beschränkt bleiben und dürfen von einem Hersteller 
nur einmal im Kalenderjahr und nicht mehr als ins- 
gesamt zweimal in Anspruch genommen werden. 
Bei Dokumentarfilmen und bei Kinder- und Jugend- 
filmen (Filme, die nicht in Abendveranstaltungen ge- 
zeigt werden) genügt es, daß die inländischen Brutto- 
verleiheinnahmen innerhalb von fünf Jahren nach 
ihrer Erstaufführung in einem Filmtheater innerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland einschließlich des 
Landes Berlin 300 000 Deutsche Mark betragen; die 
Anstalt kann von diesem Erfordernis absehen, wenn 
einem Kinder- oder Jugendfilm das Prädikat „beson- 
ders wertvoll" zuerkannt worden ist. 

(3) Der Grundbetrag wird in den ersten drei Mona- 
ten nach dem Schluß eines Kalenderjahres den Her- 
stellern der Referenzfilme zuerkannt, die im abge- 
laufenen Kalenderjahr die Voraussetzungen für die 
Zuerkennung nachgewiesen haben. Dem Grunde 
nach kann die Zuerkennung schon vorher erfolgen. 

§ 9 

Zusatzbetrag 

(1) Die Anstalt gewährt dem Hersteller eines 
Referenzfilms, dem ein Grundbetrag nach § 8 zuer- 
kannt worden ist, eine zusätzliche Förderungshilfe 
(Zusatzbetrag), sofern es sich um einen Prädikats- 
film oder um einen Film handelt, der unter Berück- 
sichtigung des dramaturgischen Aufbaus, des Dreh- 
buchs, der Gestaltung, der schauspielerischen Lei- 
stungen, der Kameraführung und des Bildschnitts 
einen guten Gesamteindruck hinterläßt (guter Unter- 
haltungsfilm). 

(2) Der Verwaltungsrat stellt spätestens drei 
Monate nach dem Schluß des Kalenderjahres den für 
die Zahlung von Zusatzbeträgen zur Verfügung ste- 
henden Gesamtbetrag fest. Für Zusatzbeträge ist 
insgesamt ein Betrag in Höhe des Doppelten der den 
Filmtheaterbesitzern für das abgelaufene Haushalts- 
jahr zu gewährenden Förderungshilfen (§ 14), ab- 
züglich der im abgelaufenen Haushaltsjahr gewähr- 
ten Grundbeträge (§ 8 ) aufzuwenden; die von der 
Anstalt bei der Verwertung der Fernsehnutzungs- 
rechte erzielten Mittel bleiben hierbei unberück- 
sichtigt (§ 12 Abs. 3). Der Betrag ist den Herstellern 
nach Maßgabe des Anteils zuzuerkennen, den der 
einzelne Film an den Einspielergebnissen aller in 
Absatz 1 bezeichneten Filme, die im abgelaufenen 
Kalenderjahr die Voraussetzungen für die Gewäh- 
rung des Grundbetrages erfüllt haben, im jeweiligen 
Erhebungszeitraum (§ 7 Abs. 4 Satz 2) im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes erzielt hat. Auf den Zusatz- 
betrag kann die Anstalt vor Ablauf des Erhebungs- 
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(3) Der Zusatzbetrag eines Filmes darf höchstens 
doppelt so hoch sein wie die im Durchschnitt in die- 
sem Kalenderjahr an alle Filme gewährten Zusatz- 
beträge. 

(4) Eine durch den Verwaltungsrat gemäß § 6 
Abs. 12 auf jeweils ein Jahr zu wählende Kleine 
Kommission, bestehend aus 

1. drei Abgeordneten des Deutschen Bundes- 
tages, 

2. einem Vertreter der Bundesregierung, 

3. einem Beauftragten der beiden Kirchen, 

4. einem Vertreter des Hauptverbandes Deut- 
scher Filmtheater e. V., 

5. zwei Vertretern des Verbandes Deutscher 
Spielfilmproduzenten e. V., 

6. einem Vertreter des Verbandes der Film- 
verleiher e. V., 

entscheidet über die Erteilung der Bezeichnung 
„guter Unterhaltungslilm" mit Zweidrittelmehrheit. 
Gegen die Entscheidung der Kleinen Kommission 
kann die Minorität wie der antragstellende Film- 
produzent innerhalb von vier Wochen eine Ent- 
scheidung des Verwaltungsrates beantragen. Der 
Verwaltungsrat entscheidet dann über die Zuerken- 
nung der Bezeichnung „guter Unterhaltungsfilm“ in 
letzter Instanz mit einfacher Mehrheit. 

§ 10 

Auszahlung der FörderungshiHen 

(1) Grund- und Zusatzbetrag sind von dem Her- 
steller innerhalb von zwei Jahren nach Zuerkennung 
des Zusatzbetrages in vollem Umfang für die Finan- 
zierung neuer programmfüllender deutscher Filme 
zu verwenden. Auf Antrag kann die Anstalt in Aus- 
nahmefällen gestatten, daß die Beträge zur Beglei- 
chung der Herstellungskosten eines begünstigten 
Filmes verwendet werden, falls und soweit die Ein- 
spielergebnisse dieses Filmes auch unter Berück- 
sichtigung der wirtschaftlichen Lage des Herstellers 
nicht genügen, um die Herstellungskosten dieses 
Filmes zu decken. 


(2) Die Anstalt zahlt Förderungshilfen an den 
Hersteller des begünstigten Filmes, sobald dieser 
nachweist, daß die ihm zuerkannten Förderungshil- 
fen eine den Bestimmungen dieses Gesetzes entspre- 
chende Verwendung finden, 

(3) Die Anstalt kann die Zahlung der Beträge 
versagen. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

Zeitraums nach Maßgabe der Haushaltslage und der 
erzielten Einspielergebnisse Vorauszahlungen lei- 
sten. 

(3) Der Zusatzbetrag darf höchstens 250 000 

Deutsche Mark je Referenzfilm betragen. 


(4) Eine vom Verwaltungsrat auf jeweils ein Jahr 
aus seiner Mitte zu wählende Kleine Kommission, 
bestehend aus 

1. drei Mitgliedern des Deutschen Bundes- 
tages, 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. zwei Vertretern des Hauptverbandes 
Deutscher Filmtheater e. V., 

5. einem Vertreter der Spielfilmproduzenten, 

6. einem Vertreter des Verbandes der Film- 
verleiher e. V., 

entscheidet über die Gewährung der Zusatzbeträge 
mit der Mehrheit ihrer Mitglieder. Die Kleine Kom- 
mission wählt aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden. 
Sie ist bei Anwesenheit von sieben Mitgliedern be- 
schlußfähig. Gegen die Entscheidung der Kleinen 
Kommission können die Minderheit und der betrof- 
fene Filmhersteller innerhalb eines Monats nach Be- 
kanntgabe der Entscheidung den Verwaltungsrat 
anrufen. 

§ 10 

Auszahlung und Verwendung 

(1) Der Hersteller hat den Grund- und Zusatzbe- 
trag spätestens bis zum Ablauf von zwei Jahren 
seit der zuletzt erfolgten Zuerkennung in vollem 
Umfang für die Finanzierung neuer programmfül- 
lender deutscher Filme zu verwenden. Förderungs- 
hilfen für programmfüllende deutsche Kinder- oder 
Jugendfilme sind für die Herstellung eines neuen 
programmfüllenden deutschen Kinder- und Jugend- 
filmes zu verwenden. Die Anstalt kann auf Antrag 
unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Lage des 
Herstellers in Ausnahmefällen gestatten, daß die 
Beträge zur Begleichung der Herstellungskosten des 
Referenzfilms verwendet werden, soweit die Ein- 
■spielerlöse dieses Films seine Herstellungskosten 
nicht decken. 

(2) Die Anstalt zahlt Förderungshilfen an den 
Hersteller des Referenzfilms, sobald dieser nach- 
weist, daß die ihm zuerkannten Förderungshilfen 
eine den Bestimmungen dieses Gesetzes entspre- 
chende Verwendung finden. 

(3) Die Anstalt kann die Auszahlung bereits zu- 
erkannter Förderungshilfen versagen, 
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1. wenn die ordnungsmäßige Finanzierung 
der Herstellung neuer Filme nicht gewähr- 
leistet ist, 

2. wenn bei der Finanzierung, der Herstel- 
lung, bei dem Verleih und dem Vertrieb 
eines geförderten Films des Antragstellers 
die Grundsätze sparsamer Wirtschaftsfüh- 
rung verletzt worden sind, 

3. wenn im Falle der Spielfilmförderung bei 
der in der Rechtsiorm einer juristischen 
Person geführten Antragstellerin nach § 7 
das haftende Aktien- oder Stammkapital 
nicht zumindest ein Jahr nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes 100 000 Deutsche Mark 
und zwei Jahre nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes 200 000 Deutsche Mark beträgt, 


4. soweit die Förderungshilfen 40 vom Hun- 
dert der Herstellungskosten des neuen 
Spielfilmes übersteigen. 

§ 11 

Rückzahlungspflicht 

(1) Der Hersteller ist zur Rückerstattung der ihm 
ausgezahlten Förderungshilfen verpflichtet, 

1. soweit sie zur Finanzierung eines Filmes 
verwendet worden sind, der den Grund- 
sätzen des § 7 Abs. 5 nicht entspricht, 

2. wenn die Auszahlung auf Grund unrich- 
tiger Angaben über wesentliche Auszah- 
lungsvoraussetzungen erfolgt ist, 

3. wenn die nach § 7 Abs. 7 erteilten Auf- 
lagen sowie Auflagen gemäß § 10 Abs. 3 
nicht eingehalten werden. 


(2) über die Rückerstattung entscheidet der Ver- 
waltungsrat. 

(3) Der Hersteller ist berechtigt, anstelle der 
Rückerstattung die ihm ausgezahlten Förderungs- 
hilfen für einen anderen förderungswürdigen Film 
zu verwenden. 

§ 12 

Erwerb der Fernseh/izenzrechte 

(1) Die Anstalt erwirbt von dem jeweiligen Spiel- 
filmproduzenten die Fernsehlizenzrechte aller mit 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

1. wenn die ordnungsgemäße Finanzierung 
der Herstellung eines neuen Films nicht 
gewährleistet ist, 

2. wenn bei der Finanzierung, der Herstel- 
lung, bei dem Verleih oder dem Vertrieb 
eines bereits nach § 8 geförderten Refe- 
renzfilms des Antragstellers die Grund- 
sätze sparsamer Wirtschaftsführung ver- 
letzt worden sind, 

3. wenn es sich im Falle der Spielfilmförde- 
rung bei dem Hersteller um eine Aktien- 
gesellschaft, Gesellschaft mit beschränk- 
ter Haftung oder Personenhandelsgesell- 
schaft, deren einziger persönlich haftender 
Gesellschafter eine Aktiengesellschaft 
oder Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung ist, handelt und das eingezahlte 
Grundkapital oder Stammkapital nicht 
mindestens 200 000 Deutsche Mark beträgt, 

4. soweit die Förderungshilfen nach den 
§§ 8 und 9 40 vom Hundert der Herstel- 
lungskosten des zu fördernden Films über- 
steigen. 

§ 11 

Rückzahlung 

(1) Der Hersteller ist zur Erstattung der ihm 
nach den §§ 8 und 9 ausgezahlten Förderungshilfen 
verpflichtet, 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. wenn die nach § 7 Abs. 7 erteilten Auf- 
lagen nicht eingehalten werden oder Aus- 
zahlungsvoraussetzungen nach § 10 Abs. 3 
nachträglich entfallen sind, 

4. wenn der Hersteller seiner Verpflichtung 
gemäß § 12 Abs. 1 Satz 1 und 2 nicht nach- 
gekommen ist, 

5. soweit sie 40 vom Hundert der Herstel- 
lungskosten des zu fördernden Films über- 
steigen. 

(2) über den Widerruf und die Rücknahme der 
Gewährung entscheidet der Verwaltungsrat. 

(3) Der Verwaltungsrat kann einem Hersteller 
auf Antrag gestatten, im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 

und 5 die ihm ausgezahlten Förderungshilfen für 
die Herstellung eines anderen Films zu verwenden. 

§ 12 

Erwerb der Fernsehnutzungsrechte 

(1) Die Inanspruchnahme des Grundbetrages ver- 
pflichtet den Hersteller, der Anstalt unverzüglich 
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einem Grundbetrag geförderter Spielfilme zu einem 
Lizenzpreis von je 100 000 Deutsche Mark. Die Inan- 
spruchnahme des Grundbetrages verpflichtet den 
Hersteller zur Übertragung der Fernsehlizenzrechte. 
Der Lizenzpreis unterliegt der Zweckbindung und 
entsprechenden Behandlung gemäß §10. 


(2) über die Veräußerung der Fernsehiizenzrechte 
eines geförderten Spieifilms an die deutschen Rund- 
funk- und Fernsehanstalten entscheidet der Auf- 
sichtsrat nach Maßgabe der nach § 6 Abs. 7 erlas- 
senen Richtlinien. 

(3) Die durch die Rundfunk- und Fernsehanstalten 
gezahlten Lizenzerlöse sind im jeweiligen Kalender- 
jahr dem Fonds für die Zuerkennung des Grundbe- 
trages und Zusatzbetrages gemäß §§ 8 und 9 zuzu- 
teilen. Erzielt die Anstalt für den jeweiligen Film 
einen Lizenzerlös von mehr als 100 000 Deutsche 
Mark, so hat die Anstalt den darüber hinausgehen- 
den Betrag dem jeweiligen Produzenten zu überwei- 
sen. 

§ 13 

Kinder- und Jugendiilme, Kurzfilme 

(1) Die Anstalt gewährt den Herstellern deutscher 
Kurzfilme sowie programmfüllender deutscher Kin- 
der- und Jugendfilme Förderungshilfen. Ihre Höhe 
wird festgelegt nach den Auszeichnungen, die diesen 
Filmen im Kalenderjahr zuerkannt worden sind. Die 
Bewertung der Auszeichnung ist in den vom Ver- 
waltungsrat zu erlassenden Richtlinien festzulegen. 
Im übrigen finden §§ 10 und 11 entsprechende An- 
wendung. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

das ihm zustehende ausschließliche Fernsehnut- 
zungsrecht an dem Referenzfilm für das Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich des Lan- 
des Berlin auf die Dauer von fünf Jahren, beginnend 
mit dem Ablauf des Erstmonopols von fünf Jahren 
bei der Filmtheaterauswertung, zu übertragen. Der 
Hersteller hat sich gegenüber der Anstalt zu ver- 
pflichten, während dieses Zeitraumes die ihm zu- 
stehenden ausschließlichen Fernsehnutzungsrechte 
für andere Gebiete nicht an Rundfunkanstalten des 
deutschen Sprachraums außerhalb der Bundesrepu- 
blik Deutschland einschließlich des Landes Berlin 
zu übertragen, soweit eine technische Ausstrahlungs- 
möglichkeit in den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
besteht. Die Anstalt ist verpflichtet, das Angebot un- 
verzüglich anzunehmen und hat dem Hersteller als 
weitere Förderungshilfe einen Betrag von 100 000 
Deutsche Mark zu zahlen, unabhängig davon, ob sie 
bei der Verwertung der Fernsehnutzungsrechte 
einen entsprechenden Betrag erlöst. § 10 Abs. 1 fin- 
det entsprechende Anwendung. 

(2) über die Veräußerung der Fernsehnutzungs- 
rechte eines Referenzfilms an die deutschen Rund- 
funkanstalten entscheidet das Präsidium nach Maß- 
gabe der nach § 6 Abs. 7 erlassenen Richtlinien. 

(3) Die von den Rundfunkanstalten für die Über- 
tragung der Fernsehnutzungsrechte gezahlten Be- 
träge sind im jeweiligen Kalenderjahr dem Fonds 
für die Zuerkennung des Grundbetrages und Zu- 
satzbetrages zuzuteilen. Erzielt die Anstalt für den 
jeweiligen Film mehr als 100 000 Deutsche Mark, so 
hat sie den Mehrbetrag dem Hersteller auszuzahlen. 


§ 13 

Kurzfilme 

(1) Die Anstalt gewährt dem Hersteller eines 
deutschen Kurzfilms sowie eines nicht programm- 
füllenden deutschen Kinder- und Jugendfilms eine 
Förderungshilfe, wenn dem Film innerhalb zweier 
Jahre nach seiner Freigabe durch die Freiwillige 
Selbstkontrolle von der Filmbewertungsstelle Wies- 
baden das Prädikat „besonders wertvoll" zuerkannt 
worden ist. Ist dem Film das Prädikat „wertvoll" 
zuerkannt worden, so wird dem Hersteller eine För- 
derungshilfe nur gewährt, wenn dem Film außer- 
dem auf einem Filmfestspiel oder aus anderem An- 
laß eine besondere Auszeichnung verliehen worden 
ist, die eine dem Prädikat „besonders wertvoll" ver- 
gleichbare Bedeutung hat. § 7 Abs. 2 a und 5 gilt ent- 
sprechend. Die Förderungshilfe wird nur auf An- 
trag und nur auf Grund solcher Filme gewährt, die 
nicht früher als ein Jahr vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes von der Freiwilligen Selbstkontrolle frei- 
gegeben worden sind. Der Antrag ist spätestens 
einen Monat nach Ablauf der in Satz 1 bezeichneten 
Höchstfrist zu stellen. Die Anstalt verteilt den für 
diese Förderungshilfen nach § 18 Abs. 2 Nr. 4 zur 
Verfügung stehenden Betrag spätestens drei Monate 
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(2) Jeder mit Förderungsmi/iein (§§ 8 und 9) die- 
ses Gesetzes hergestellte programmfüllende Film 
mit einer Länge unter 3000 Metern ist für die Dauer 
seiner Auswertung im Erstmonopol mit einem noch 
auszuwertenden neuen deutschen Kurzfilm, der eine 
öffentlich anerkannte Auszeichnung trägt, zu ge- 
meinsamer Aufführung zu verbinden. 


§ 14 

Technische Erneuerung der Filmtheater 

(1) Die Anstalt stellt auf Antrag Mittel zur tech- 
nischen Erneuerung bestehender Filmtheater an 
Filmtheaterbesitzer zur Verfügung. § 10 Abs. 2 und 3 
und §11 finden analoge Anwendung. 


(2) Es werden zu diesem Zweck gutgeschrieben 
Filmtheatern, die im Rechnungsjahr abführen 

bis zu 75 000 Filmabgabe-Einheiten: 

0,04 Deutsche Mark für jede Einheit; 

mehr als 75 000 bis zu 125 000 Filmabgabe-Einheiten: 
0,03 Deutsche Mark für jede Einheit; 

mehr als 125 000 Filmabgabe-Einheiten: 

0,02 Deutsche Mark für jede Einheit. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

nach dem Schluß eines Haushaltsjahres an die Her- 
steller der in Satz 1 und 2 bezeichneten Filme zu 
gleichen Teilen. § 10 Abs. 1 und 2 und § 11 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 finden entsprechende Anwendung. 

(1 a) Der Bundesminister für Wirtschaft wird er- 
mächtigt, nach Anhörung des Verwaltungsrates in 
einer Rechtsverordnung die dem Prädikat „beson- 
ders wertvoll" vergleichbaren Auszeichnungen auf 
einem Filmfestspiel oder aus anderem Anlaß im 
Sinne des Absatzes 1 im einzelnen zu bestimmen. 

(2) Jeder mit Fürderungshilfen hergestellte pro- 
grammfüllende Film mit einer Vorführdauer von 
höchstens 110 Minuten ist für die Dauer seiner Aus- 
wertung im Erstmonopol entweder mit einem noch 
auszuwertenden neuen deutschen Kurzfilm, der ein 
Prädikat der Filmbewertungsstelle Wiesbaden oder 
eine in der Rechtsverordnung nach Absatz 1 a be- 
zeichnete Auszeichnung trägt, oder mit einem noch 
auszuwertenden Kurzfilm aus einem Mitgliedstaat 
der EWG, der eine Kulturfilmprämie gemäß dem 
Erlaß des Bundesministers des Innern über die För- 
derung des deutschen Films in seiner jeweils gel- 
tenden Fassung erhalten hat, zu gemeinsamer Auf- 
führung zu verbinden. 

§ 14 

Förderungshilfen für Filmtheater 

(1) Wer ein Filmtheater betreibt (Filmtheater- 
besitzer), erhält auf Antrag von der Anstalt Förde- 
rungshilfen, die zur Erneuerung und Verbesserung 
der technischen Anlagen und der Ausstattung von 
Filmtheatern, die im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes liegen, zu verv/enden sind. Die Anstalt zahlt die 
Förderungshilfen aus, sobald der Filmtheaterbesitzer 
nachweist, daß sie zweckentsprechend verwendet 
werden. § 11 Abs. 1 Nr. 2 findet entsprechende An- 
wendung. 

(1 a) Die Anstalt hat spätestens drei Monate nach 
dem Schluß eines Haushaltsjahres für das abge- 
laufene Haushaltsjahr Förderungshilfen nach Ab- 
satz 1 in Höhe von insgesamt der Hälfte des Be- 
trages, den die Hersteller programmfüllender Filme 
als Förderungshilfen für das abgelaufene Haushalts- 
jahr erhalten (§§ 8 und 9), zur Verfügung zu stellen; 
die von der Anstalt bei der Verwertung der Fern- 
sehnutzungsrechte erlösten Mittel bleiben hierbei 
unberücksichtigt (§ 12 Abs. 3). 

(2) Aus dem Betrag, der als Förderungshilfe nach 
Absatz 1 a zur Verfügung steht, ist Filmtheater- 
besitzern, die im abgelaufenen Flaushaltsjahr aus 
dem Verkauf von Eintrittskarten nach Abzug der 
Vergnügungssteuer einen Umsatz bis zu 150000 
Deutsche Mark erzielt haben, für jeweils 0,10 Deut- 
sche Mark Filmabgabe (§ 16) eine Förderungshilfe 
von 0,04 Deutsche Mark zu gewähren. Die Förde- 
rungshilfe ermäßigt sich bei Filmtheaterbesitzern mit 
einem Umsatz bis zu 250 000 Deutsche Mark auf 0,03 
Deutsche Mark für jeweils 0,10 Deutsche Mark Film- 
abgabe und bei Filmtheaterbesitzern mit einem 


21 



Drucksa^che V/2290 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Entwurf 


(3) Sollten die auf Grund des Absatzes 2 begrün- 
deten Rechtsansprüche rechnerisch über die dafür 
vorgesehene jährliche Dotation gemäß § 18 Abs. 2 
Satz 2 hinausgehen, so vermindern sich die An- 
sprüche entsprechend. 

(4) Der Abruf der Mittel durch die Theater ist 
nicht auf das Rechnungsjahr beschränkt. 


§ 15 

Werbung iür den deutschen Film 

Die Anstalt stellt Einrichtungen der Filmwirtschaft 
Mittel zur Werbung für den deutschen Film im In- 
und Ausland zur Verfügung. 

§ 16 

Filmabgabe 

(1) Um die erforderlichen Mittel für die Durch- 
führung ihrer Aufgaben zu beschaffen, erhebt die 
Anstalt eine Abgabe (Filmabgabe) in Höhe von 
0,10 Deutsche Mark, die der Filmtheaterbesucher 
bei Lösung der Eintrittskarte zu entrichten hat. An- 
stelle der Filmabgaben von 0,10 Deutsche Mark je 
verkaufte Eintrittskarte tritt bei Pauschalpreisen eine 
im Verhältnis vom durchschnittlichen Eintrittspreis 
zu 0,10 Deutsche Mark errechnete Pauschalabgabe. 
Die Besuche rabgabe ist bei allen gewerblichen Film- 
vorführungen innerhalb des Geltungsbereiches die- 
ses Gesetzes zu leisten. 


(2) Der Bundesminister für Wirtschaft erläßt 
durch Rechtsverordnung die erforderlichen Bestim- 
mungen über Erhebung und Beitreibung der Film- 
abgabe. 

(3) Die Filmabgabe wird bis zum 31. Dezember 
1971 erhoben. 

(4) Die Filmabgabe unterliegt nicht der Vergnü- 
gungssteuer. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

höheren Umsatz auf 0,02 Deutsche Mark für jeweils 
0,10 Deutsche Mark Filmabgabe. Reicht der Betrag, 
der nach Absatz 1 a für Förderungshilfen zur Ver- 
fügung steht, nicht aus, um allen Filmtheaterbesit- 
zern Förderungshilfen in Höhe der sich aus den 
Sätzen 1 und 2 ergebenden Beträge zu gewähren, 
so wird die sich aus Satz 2 ergebende Summe der 
Förderungshilfen für Filmtheaterbesitzer mit einem 
Umsatz von mehr als 150 000 Deutsche Mark an- 
teilig gekürzt. 

Absatz 3 entfällt 


(4) Der Abruf der Mittel durch die Filmtheater- 
besitzer ist nicht auf das Haushaltsjahr beschränkt. 

Für Filmtheaterbesitzer mit einem Jahresumsatz aus 
dem Verkauf von Eintrittskarten bis zu 75 000 Deut- 
sche Mark gilt Absatz 1 Satz 2 nicht. 

(5) Die Auszahlung setzt den Nachweis voraus, 
daß in dem betreffenden Filmtheater während des 
Erhebungszeitraums zu allen Filmprogrammen mit 
Spielfilmen von einer Vorführdauer bis zu 110 
Minuten ein Kurzfilm vorgeführt worden ist. 

§ 15 

entfällt 


§ 16 

Filmabgabe 

(1) Jeder gewerbliche Veranstalter einer entgelt- 
lichen Vorführung programmfüllender Filme in der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich des Lan- 
des Berlin hat für jede verkaufte Eintrittskarte eine 
Filmabgabe in Höhe von 0,10 Deutsche Mark an die 
Anstalt zu entrichten. Für Filmtheaterbesitzer, die 
nur Wocbenscbauen und Kurzfilme zeigen, ermäßigt 
sich die Abgabe auf 0,05 Deutsche Mark; dies gilt 
auch für Jugendvorstellungen. Die Abgabe ist je- 
weils bis zum 10. des folgenden Monats an die An- 
stalt zu zahlen. Für die Berechnung der Filmmieten 
und des Miet- und Pachtzinses, falls der gewerbliche 
Veranstalter Mieter oder Pächter eines Filmtheaters 
und die Höhe seines Umsatzes Grundlage für die 
Berechnung des Miet- oder Pachtzinses ist, bleibt die 
Filmabgabe außer Betracht. 

Absatz 2 entfällt 


(3) Die Filmabgabe wird bis zum 31. Dezember 
1972 erhoben. 

Absatz 4 entfällt 
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§ 17 

Auskunftspflicht 

(1) Die Anstalt kann die Erteilung von Auskünf- 
ten und die Vorlage von Unterlagen verlangen, die 
erforderlich sind, um 

1. die vollständige Erhebung und Abführung 
der Filmabgabe zu überprüfen, 

2. die Voraussetzungen für die Gewährung 
und Rückerstattung von Förderungshilfen 
festzustellen, 

3. die vorgeschriebene Verwendung von För- 
derungshilfen zu überwachen. 

Auskunftspflichtig nach Satz 1 Nr. 1 ist, wer ein 
Filmtheater oder Verleihunternehmen betreibt, das 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes liegt. Aus- 
kunftspflichtig nach Satz 1 Nr. 2 oder 3 ist, wer 
einen Antrag auf Gewährung einer Förderungshilfe 
nach §§ 7 bis 9 und 12 bis 14 stellt oder eine Aus- 
zahlung der Förderungshilfe gemäß § 10 beantragt. 

(2) Die von der Anstalt beauftragten Personen 
können zu den in Absatz 1 genannten Zwecken 
Grundstücke, Betriebsanlagen und Geschäftsräume 
der Auskunftspflichtigen betreten, dort Besichtigun- 
gen und Prüfungen vornehmen und Unterlagen ein- 
sehen. Das Grundrecht und Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird inso- 
weit eingeschränkt. 

(3) Bei juristischen Personen und Personenhan- 
delsgesellschaften haben die nach Gesetz, Gesell- 
schaftsvertrag oder Satzung zur Vertretung berech- 
tigten Personen die Pflichten nach Absatz 1 zu er- 
füllen und Maßnahmen nach Absatz 2 zu dulden. 

(4) Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft 
auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung 
ihm selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehörigen 
der Gefahr stiairechtlicher Verfolgung oder eines 
Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrig- 
keiten aussetzen würde. 

(5) Weigert sich ein Auskunftspflichtiger, eine 
Auskunft nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 zu erteilen 
oder entsprechende Unterlagen vorzulegen, so kann 
die Anstalt die für die Abgabefestsetzung erforder- 
lichen Feststellungen im Wege der Schätzung tref- 
fen. Weigert sich ein Auskunftspflichtiger, eine Aus- 
kunft nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 oder 3 zu erteilen 
oder entsprechende Unterlagen vorzulegen, so kann 
die Anstalt die Gewährung der in diesem Gesetz 
vorgesehenen Leistungen ablehnen oder schon ge- 
währte Leistungen zurückverlangen. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

§ 17 

Auskunftspflicht 

(1) Wer im Geltungsbereich dieses Gesetzes ge- 
werbliche Filmvorführungen veranstaltet, ein Ver- 
leihunternehnien betreibt oder Förderungshilfen 
nach diesem Gesetz erhalten hat, muß der Anstalt 
die für die Durchführung dieses Gesetzes erforder- 
lichen Auskünfte erteilen und Unterlagen vorlegen. 


(2) Die von der Anstalt mit der Überwachung des 
Betriebs beauftragten Personen sind befugt, Grund- 
stücke, Betriebsanlagen und Geschäftsräume des 
Auskunftspflichtigen zu betreten, dort Besichtigun- 
gen und Prüfungen vorzunehmen und die geschäft- 
lichen Unterlagen des Auskunftspflichtigen einzu- 
sehen. 


(3) Bei juristischen Personen und Personenhan- 
delsgesellschaften haben die nach Gesetz, Gesell- 
schaftsvertrag oder Satzung zur Vertretung berech- 
tigten Personen oder deren Beauftragte die Pflichten 
gemäß Absatz I zu erfüllen und Maßnahmen gemäß 
Absatz 2 zu dulden. 

(4) Der zur Auskunft Verpflichtete kann die Aus- 
kunft auf solche Fragen verweigern, deren Beant- 
\>/ortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten An- 
gehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung 
oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ord- 
nnngswidrigkeiten aussetzen würde. 

(5) Weigert sich ein zur Auskunft verpflichteter 
Filmtheaterbesitzer, eine Auskunft nach Absatz 1 zu 
erteilen oder entsprechende Unterlagen vorzulegen, 
so kann die Anstalt die für die Festsetzung der Film- 
abgaben erforderlichen Feststellungen im Wege der 
Schätzung treffen. Weigert sich ein zur Auskunft 
verpflichteter Filmhersteller, eine Auskunft nach Ab- 
satz 1 zu erteilen oder entsprechende Unterlagen 
vorzulegen, so kann die Anstalt gewährte Leistun- 
gen zurückverlangen. 

§ 17 a 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Mitglied eines Organs, Angehöriger 
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§ 18 

Haushalts- und Wirtschaftsführung der Anstalt 

(1) Der Vei waltungsrat stellt jährlich vor Beginn 
des Maushaltsjahres einen Haushaltsplan nach den 
Grundsätzen einer sparsamen und wirtschaftlichen 
Finanzgebarung fest. Darin sind — nach Zweckbe- 
stimmung und Ansatz getrennt — alle voraussicht- 
lichen Einnahmen und Ausgaben der Anstalt im 
kommenden Haushaltsjahr zu veranschlagen. Der 
Haushaltsplan muß in Einnahmen und Ausgaben 
ausgeglichen sein. Das Vermögen und die Schulden 
sind in einer Anlage des Haushaltsplans nachzuwei- 
sen. Der Vorstand hat dem Verwaltungsrat den 
Entwurf des Haushaltsplans rechtzeitig vorzulegen. 


(2) In dem Haushaltsplan sind jährlich die Be- 
träge festzulegen, die für die einzelnen in diesem 
Gesetz vorgesehenen Förderungsmaßnahmen Ver- 
wendung finden sollen. Dabei ist davon auszugehen, 
daß nach Abzug 

1. der VerwalLungskosten der Anstalt, 

2. der Mittel zur Werbung für den deutschen 
Film im In- und Ausland, 

3. der Mittel für den Erwerb der Fernseh- 
hzenzrechte sowie 

4. der Förderungsmittel für den Kinder- und 
Jugendfilm und den Kurzfilm in Höhe von 
2 Millionen Deutsche Mark, 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

oder Beauftragter der Anstalt bekanntgeworden ist, 
unbefugt offenbart, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen 
bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer ein 
fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Vorausset- 
zungen des Absatzes 1 bekanntgev» orden ist, unbe- 
fugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

(4) Die Bediensteten der Anstalt und die Mitglie- 
der ihrer Organe sind, soweit sie nicht Beamte sind, 
auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Pflichten nach 
§ 1 Abs. 1 der Verordnung gegen Bestechung und 
Geheimnisverrat nichtbeamteter Personen in der 
Fassung vom 22. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 351) 
zu verpflichten. 

§ 18 

Haushalts- und Wirtschaftsführung der Anstalt 

(1) Der \ü;rwallungsral sLellt jährlich vor Beginn 
des Haushaltsjahres einen Plaushaltsplan nach den 
Grundsätzen einer sparsanmn und wirtschaftlichen 
Finanzgebarung fest. Darin sind, nach Zweckbe- 
stimmung und Ansatz getrennt, alle voraussicht- 
lichen Einnahmen und yVusgaben der Anstalt im 
kommenden Haushaltsjahr zu veranschlagen. Der 
Haushaltsplan muß in Einnahmen und Ausgaben 
ausgeglichen seni. Das Vermögen und die Schulden 
sind in einer Anlage des Haushaltsplans auszuwei- 
sen. Der Haushaltsplan bedarf der Genehmigung des 
Bufidesministers für Wirtschaft. Der Vorstand hat 
dem VerwalLungsrat den Entwurf des Elaushalts- 
plans rechtzeitig vorzulegen. 

(2) In dem Haushaltsplan sind jährlich die Be- 
träge feslzulegen, die für die einzelnen in diesem 
Gesetz vorgesehenen Förderungsmaßnahmen Ver- 
wendung finden sollen. Dabei ist davon auszugehen, 
daß nach Abzug 

1. der Verwaltungskosten der Anstalt sowie 
erforderlich werdender Rückstellungen, 

2. u n V e r ä n d e r t 

3. der Mittel für den Erwerb der Fernseh- 
nutzungsrechte, 

4. der Förderungsmittel für den nicht pro- 
grammfüllenden Kinder- und Jugendfilm 
und den Kurzfilm in Höhe von 1,5 Mil- 
lionen Deutsche Mark, 
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die Mittel zur Förderung der programmfüllenden 
Filme zu den Mitteln für technische Erneuerungen 
der Filmtheater im Verhältnis von 66-/:! zu 33'^l:\ vom 
Hundert stehen sollen. 

(3) Der Haushaltsplan ist sparsam und wirtschaft- 
lich auszuführen. Im Haushaltsplan nicht veran- 
schlagte Ausgaben bedürfen der Zustimmung des 
Verwaltungsrates. Die Zustimmung darf nur dann 
erteilt werden, wenn die Anstalt zu den Ausgaben 
unmittelbar kraft Gesetzes verpflichtet ist oder die 
Verpflichtung zur Erfüllung der gesetzlichen Auf- 
gaben der Anstalt begründet worden ist und für die 
Ausgabe ein unvorhergesehenes und unabweisbares 
Bedürfnis vorliegt. Bei Bedarf kann ein Nachtrags- 
haushalt aufgestellt werden; Absatz 1 findet ent- 
sprechende Anwendung. Ist bis zum Schluß eines 
Haushaltsjahres der Haushaltsplan für das folgende 
Jahr noch nicht festgestellt, so bedürfen Ausgaben 
der Zustimmung des Verwaltungsrates. 

(4) Der Vorstand hat über alle Einnahmen und 
Ausgaben sowie über das Vermögen und die Schul- 
den der Anstalt und deren Veränderungen im ab- 
gelaufenen Haushaltsjahr Rechnung zu legen. Die 
Rechnung ist dem Bundesminister für Wirtschaft 
vorzulegen. 

(5) Die Rechnung wird durch Wirtschaftsprüfer 
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften geprüft. Die 
Prüfer werden von dem Bundesminister für Wirt- 
schaft bestellt. Die Prüfung ist nach Richtlinien aus- 
zuführen, die der Bundesminister für Wirtschaft er- 
läßt. Der Prüfungsbericht ist dem Verwaltungsrat 
und dem Bundesminister für Wirtschaft vorzulegen. 

(6) Das Nähere über die Aufstellung und Aus- 
führung des Haushaltsplans, das Kassen- und Rech- 
nungswesen, die Rechnungslegung und die Prüfung 
der Rechnung der Anstalt wird in einer Satzung 
der Anstalt {Finanzordnung) bestimmt. Bis zum In- 
krafttreten der Satzung finden die Vorschriften der 
Abschnitte II und III der Reichshaushaltsordnung 
entsprechende Anwendung. 

(7) Abschnitt I des Gesetzes zur Erhaltung und 
Hebung der Kaufkraft vom 24. März 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 235) und die Verordnung über die 
Rechnungslegung und Rechnungsprüfung während 
des Krieges vom 5. Juli 1940 (Reichsgesetzbl. II 
S. 139) finden auf die Anstalt keine Anwendung. 

§ 19 

Satzungen 

Die Satzungen der Anstalt werden vom Verwal- 
tungsrat beschlossen. Der Beschluß bedarf der Zu- 
stimmung der Mehrheit aller Mitglieder. Die Sat- 
zungen bedürfen der Genehmigung des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft. 


B (' s c h 1 ü s s e des 3. Ausschusses 

die Mittel zur Förderung der programmfüllenden 
Filme zu den Mitteln für die Erneuerung und Ver- 
besserung der Filmtheater im Verhältnis von zwei 
zu eins stehen sollen. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Die Rechnung wird durch Wirtschaftsprüfer 
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften geprüft. Die 
Prüfer werden vom Bundesminister für Wirtschaft 
auf Kosten der Anstalt bestellt. Die Prüfung ist nach 
Richtlinien auszuführen, die der Bundesminister für 
Wirtschaft erläßt. Der Prüfungsbericht ist dem Ver- 
waltungsrat und dem Bundesminister für Wirtschaft 
vorzulegen. 

(6) Das Nähere über die Aufstellung und Aus- 
führung des Haushaltsplans, das Kassen- und Rech- 
nungswesen, die Rechnungslegung und die Prüfung 
der Rechnung der Anstalt wird in der Satzung der 
Anstalt bestimmt. Bis zum Inkrafttreten der Satzung 
finden die Vorschriften der Abschnitte II und III der 
Reichshaushaltsordnung entsprechende Anwendung. 

(7) unverändert 


(8) Das Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 19 

Satzung, Geschäftsordnungen 

(1) Die Satzung der Anstalt wird vom Verwal- 
tungsrat beschlossen. Der Beschluß bedarf der Zu- 
timmung von zwei Dritteln, mindestens aber der 
Mehrheit der Mitglieder. Die Satzung der Anstalt 
und die Geschäftsordnungen ihrer Organe bedürfen 
der Genehmigung des Bundesministers für Wirt- 
schaft. 
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§ 20 

Aufsicht 

(1) Die Anstalt untersteht der Aufsicht des Bun- 
desministers für Wirtschaft. Die Aufsicht beschränkt 
sich auf die Rechtmäßigkeit der Betätigung der An- 
stalt. Die Aufsichtsbehörde ist befugt, Anordnungen 
zu treffen, um den Geschäftsbetrieb der Anstalt mit 
dem geltenden Recht in Einklang zu halten. 

(2) Die Anstalt ist verpflichtet, der Aufsichtsbe- 
hörde jederzeit Auskunft über ihre Tätigkeit zu er- 
teilen. 

(3) Kommt die Anstalt den ihr obliegenden Ver- 
pflichtungen nicht nach, so ist die Aufsichtsbehörde 
befugt, die Aufgaben durch einen besonderen Be- 
auftragten durchführen zu lassen oder sie selbst 
durchzuführen. 


§ 21 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


B e s c h 1 ü .s s e d e s 8. Ausschusses 

(2) Die Satzung kann bestimmen, daß den Mit- 
gliedern des Verwaltungsrates oder den an ihrer 
Stelle erschienenen Stellvertretern Tagegelder, Über- 
nachtungsgelder und Fahrkostenerstattung sowie 
eine monatliche Aufwandsentschädigung gewährt 
werden. 

§ 20 

Rechtsaufsicht 

(1) Die Anstalt untersteht der Rechtsaufsicht des 
Bundesministers für Wirtschaft. Die Aufsichtsbehörde 
ist befugt, Anordnungen zu treffen, um den Ge- 
schäftsbetrieb der Anstalt mit dem geltenden Recht 
in Einklang zu halten. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 20 a 

Einstellung der Förderungshilfen 

(1) Förderungshilfen nach den §§ 8, 9 und 13 wer- 
den nur gewährt, wenn der Referenzfilm bis zum 
31. Dezember 1971 im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes erstauf geführt oder im Fall des § 13 von der 
Freiwilligen Selbstkontrolle freigegeben worden ist. 
Förderungshilfen nach § 14 werden letztmalig für 
das Haushaltsjahr 1972 gewährt. 

(2) Anträge auf die Gewährung von Förderungs- 
hilfen nach den §§ 8, 9 und 13 können nur bis zum 
31. März 1974 gestellt werden. Für programm- 
füllende Dokumentär-, Kinder- und Jugendfilme ver- 
längert sich diese Frist bis zum 31. März 1977. An- 
träge auf die Gewährung von Förderungshilfen nach 
§ 14 können nur bis zum 31. März 1973 gestellt 
werden. 

(3) Ist über den letzten Antrag auf Gewährung 
von Förderungshilfen für Spielfilme entschieden 
worden, so gehen das Vermögen und die Verbind- 
lichkeiten der Anstalt auf die Bundesrepublik 
Deutschland über. Der Zeitpunkt wird vom Bundes- 
minister für Wirtschaft im Bundesanzeiger bekannt- 
gemacht. Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
nimmt die verbleibenden Aufgaben der Anstalt 
wahr. 

§ 21 

unverändert 
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§ 22 § 22 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am in Kraft. (1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1968 in Kraft. 

(2) § 10 Abs. 3 Nr. 3 tritt am 1. Januar 1970 in 
Kraft; vom 1. Januar 1969 bis zum 31. Dezember 1969 
gilt diese Bestimmung mit der Maßgabe, daß das 
eingezahlte Grund- oder Stammkapital mindestens 
100 000 Deutsche Mark betragen muß. 
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